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der Kriegsyuſtand von Rußland beendet erklärt!
BreſtLitowſtk, 10. Februar. Die deutſch öſterreichiſch-ungariſch ruſſiſche Kommiſſion für die Behandlung der politiſchen und territorialen Fragen hielt

geſtern und heute Sitzungen ab.

Jn der heutigen Sitzung teilte der Vorſitzende der ruſſiſchen Delegation mit, daß Rußland unter Verzicht auf die Unterzeichnung
eines formellen Friedensvertrages den Kriegszuſtand mit Deutſchland, Oeſterreich-Ungarn, der Türkei und Bulgarien für beendet erklärt
und gleichzeitig Befehl zur völligen Demobiliſierung der ruſſiſchen Streitkräfte an allen Fronten erteilt.

Für die aus dieſer Lage ſich ergebenden weiteren Beſprechungen zwiſchen den Mächten des Vierbundes und Rußland über die Geſtaltung der wechſelſeitigen
diplomatiſchen, konſulariſchen, rechtlichen und wirtſchaftlichen Beziehungen verwies Herr Trotzki auf den Weg unmittelbaren Verkehrs zwiſchen den beteiligten
Regierungen und auf die bereits in Petersburg befindlichen Kommiſſionen des Vierbundes.

Die Friedensbeding
Artikel 1: Deutſchland, Oeſterreich-Ungarn, Bulgarien und die

Türkei einerſeits und die Ukrainiſche Volksrepublik anderſeits erklären,
daß der Kriegszuſtand zwiſchen ihnen beendet iſt. Die ver

tragſchließenden Parteien ſind entſchloſſen, miteinander fortan in Frie
den und Freundſchaft zu leben.

Artikel 2: 1. Zwiſchen OeſterreichUngarn einerſeits und der Ukrai
niſchen Volksrepublik anderſeits werden, inſoweit dieſe beiden Mächte
aneinandergrenzen würden, jene Grenzen beſtehen, welche vor Ausbruch
des gegenwärligen Krieges zwiſchen der öſterreichiſch- ungariſchen Mon
archie und Rußland beſtanden haben.

2. Weiter nördlich wird die Grenze der zfrgimiſgen S 30orepublle
von Tarnograd angefangen im allgemeinen in der Linie
Szoczebrizſzyn Kraſnoſtow S Radin Mehlhiretſchie

Sarnaki Melnik Wyſeko-Litowſk Kamenietz-Litowſt
Praſchny Whuydonowſkojeſce verlaufen. Jm einzelnen wird dieſe
Grenze nach den ethnographiſchen Verhältniſſen und unter Berückſich-

n er ab der Bevölkerung durch eine gemiſchte Kommiſſion
werden.

3. Für den Fall, daß die ukrainiſche Volksrepublik noch mit einer
anderen der Mächte des Vierbundes gemeinſame Grenze haben ſollte,
werden hierüber beſondere Vereinbarungen vorbehalten.

Artikel 3: Die Räumung der beſetzten Gebiete wird unverzüglich
gach der Reklifizierung des gegenwärtigen Friedensverirages begonnen.
Die Art der Durchführung der Räumung und die Uebergabe der ge-
räumten Gebiete werden durch Bevollmächtigte der beiden Teile be-
ſtimmt werden.

Artikel 4: Die diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen zwi
ſchen den vertragſchließenden Teilen werden ſofort nach der Rektifikation
des Friedensvertrages begonnen werden.

Wegen möglichſt weitgehender Zulaſſung der beiderſeitigen Konſuln
bleiben beſondere Vereinbarungen vorbehalten.

Artikel 5: Die vertragſchließenden Teile verzichten gegenſeitig auf
den Erſaßz ihrer Kriegskoſten, d. h. der ſtattlichen Aufwendungen für die
Kriegführung, ſowie auf den Erſatz der Kriegs d. h. derjenigen

äden, die ihnen und ihren Angehörigen in den Kriegsgebieten durch
militäriſche Maßnahmen mit Einſchluß aller in Feindesland vorgenom
menen Requiſitionen entſtanden ſind.

Artikel 6:. Die beiderſeitigen K genen werden in ihre
enflaſſen werden, ſoweit ſie nicht mit Zuſtimmung ihres Aufent

haltsſtaates in ſeinem Gebiete zu bleiben oder ſich in ein anderes Land
begeben wünſchen. Die Regelung der hiermit zuſammenhängenden

en erfolgt durch die in Artikel 8 vorgeſehenen Einzelverträge.
Artikel 7: Ueber die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den

vertragſchließenden Teilen wird folgendes vereinbart:

Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich gegenſeitig, unverzüg-
Pch die wirtſchaftlichen Beziehungen anzuknüpfen und den Warengaus-
kauſch auf Grund folgender Beſtimmungen zu organiſieren:

Bis zum 31. Juli des laufenden Jahres iſt der gegenſeitige Aus-
tauſch der U e der wichligſten landwi chen und induſtriel
len Produkle zur Deckung der laufenden Bedürfniſſe nach Maßgabe der
folgenden Beſtimmungen durchzuführen:

a) Die Menge und die Art der Produkte, deren Austauſch im vor
hergehenden Abſatz vorgeſehen iſt, werden auf jeder Seite durch eine
Kommiſſion feſtgeſtellt, die aus einer gleichen Anzahl von Mitgliedern
beider Seiten beſteht und ſofort nach Unterzeichnung des Friedensver-
trages zuſammentritt.

b) Die Preiſe der Produkte aus erwähntem Warenaustauſch
werden auf Grund beiderſeitiger Vereinbarungen durch eine Kommiſſion
gen die aus der gleichen Zahl von Mitgliedern der beiden Seiten

c) Die T erfolgt in Gold auf folgender Baſis: 1000
e Reichsmark in Gold der ukrainiſchen Volksrepublik gleich 462
Gold des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches (1 Rubel gleich ein
ntel Jmperial) oder 1000 öſterreichiſche und ungariſche Kronen

W 393 Karbowanjec, 76 Groſch der ukrainiſchen Volksrepublik
Rubel 78 Kopeken Gold des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches

Rubel gleich ein Fünfzehntel Jmperial).
d) Der Austauſch der Waren, die durch die im Abſatz a vorge

Kommiſſionen feſtgeſtellt werden, erfolgt durch die ſtaatliche
ſtelle oder durch den Staat kontrollierte Zentralſtellen.

Der Austauſch jener Produkie, welche durch die oben vorgeſehenen
iſſionen nicht feſtgeſtellt werden, erfolgt im des freien

unter den Bedingungen des proviſoriſchen
der in der folgenden Ziffer 2 vorgeſehen iſt.

Hilgoraj

Soweit nicht in Ziffer 1 anderes vorgeſehen iſt, ſollen den wirk
chaftlichen Beziehungen zwiſchen den vertragſchließenden Teilen provi-
oriſch bis zum Abſchluß eines endgültigen Handelsvertrages, jedenfalls
aber bis zum Ablauf von mindeſtens 6 Monaten nach Abſchluß des
r zwiſchen Deutſchland, Oeſterreich-Ungarn, Bulgarien und der

ürkei einerſeits und der zur Zeit mit ihnen im Kriege befindlichen
europäiſchen Staaten und den Vereinigten Staaten von Amerika und
Japan anderſeits, folgende Beſtimmungen zugrunde gelegt werden:

Mit Deuflſchland.
A. für die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem Deutſchen

Reiche und der ukrainiſchen Volksrepublik diejenigen Vereinbarungen,
die in den nachfolgenden Beſtimmungen des deutſchruſſiſchen Handels
und Schiffahrisrertrages von 1894/1904 niedergelegt ſind, nämlich:

Artikel 1 bis 6, 7 einſchließlich der Tarife A und B, 8 bis 10, 12,
13 bis 19; ferner in den Beſtimmungen im Schlußprotokoll erſter Teil
zu Artikel 1 Abſatz 1 und 3, zu Artikel 1 und 12, Abſatz 1, 2, 4, 5, 6, 8
und 9, zu Artikel 3, zu Artikel 5, Abſatz 1 und 2, zu Artikel 5, 6, 7 und
10, zu Artikel 6, 7 und 11, zu Artikel 6 bis 9, zu Artikel 6 und 7, zu
Artikel 12, Abſatz 1, 2, 3, 5; ferner in dem Schlußprotokoll 4. Teil die
Paragraphen 3, 6, 7, 12, 12b, 13, 14, 15, 16, 17, 18, (mit Vorbehalt der
entſprechenden Aenderung der Behördenorganiſation) 19, 20, 21 und 23.

Dabei beſteht ein Einverſtändnis über folgende Punkte:
halt 1. Der allgemeine ruſſiſche Zolliarif von 1903 bleibt aufrechter

alfen.
2. Der Artikel 5 erhält folgende Faſſung: Die vertragſchließenden

Teile verpflichten ſich, den gegenſeitigen Verkehr durch keinerlei Ein
fuhr, Ausfuhr- oder Durchfuhrverbote zu hemmen und die freie Durch
fuhr zu geſtallen. Ausnahmen ſind nur für ſolche Erzeugniſſe zuläſſig,
welche auf dem Gebiete eines der vertragſchließenden Teile den Gegen
ſtand eines Staatsmonopols bilden oder bilden werden, ſowie auch für
gewiſſe Erzeugniſſe, für die aus Rückſicht auf die Geſundheit der Ve
terinärpolizei und die öffentliche Sicherheit oder aus anderen ſchwer-
wiegenden politiſchen und wirtſchaftlichen Gründen außerordentliche Ver
botsmaßregeln, insbeſondere im Zuſammenhang mit der auf den Krieg
folgenden Uebergangszeit ergehen könnten.

3. Kein Teil wird die Begünſtigung in Anſpruch nehmen, welche
der andere Teil irgend einem anderen Staate auf Grund einer bevor-
ſtehenden oder künftigen Zolleinigung, wie ſie z. B. zwiſchen dem Deut-
ſchen Reiche und dem Großherzogtum Luxemburg beſteht, oder im
kleinen Grenzverkehr bis zu einer Grenzzone von 15 Kilometer Breite
gewährt oder gewähren wird.

4. Artikel 1a erhält folgende Faſſung: Die Waren aller Art, welche
durch das Gebiet eines der beiden Teile durchgeführt werden, ſollen
wechſelſeitig von jeder Durchgangsabgabe frei ſein, ſei es, daß ſie
unmittelbar durchgeführt werden, ſei es, daß ſie während der Durchfuhr
abgeladen, eingelagert und wieder ausgeladen werden.

5. An Stelle des Artikels 12a ſoll folgende Beſtimmung treten:
a) Hinſichtlich des gegenſeitigen Schutzes des Arheberrechles an

Werken der Literatur, Kunſt und Photographie ſollen im Verhältnis
zwiſchen Deutſchland und der ukrainiſchen Volksrepublik die Beſtim-
mungen des zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Rußland abgeſchloſſenen
Vertrages vom 28. Februar 1913 gelten.

b) Hinſichtlich des gegenſeitigen Schuhes der Warenbezeichnungen
ſollen die Beſtimmungen der Deklaration vom 23./11. Juli 1873 auch
in Zukunft maßgebend ſein.

6. Die Beſtimmungen des Schlußprotokolls aus Artikel 19 erhalten
folgende Faſſung:

Die vertragſchließenden Teile werden einander im Eiſenbahntarif-
weſen, insbeſondere durch Einſtellung direkter Tarife tunlichſt unter-
ſtützen. Zu dieſem Zwecke ſind beide vertragſchließenden Teile bereit,
möglichſt bald in Verhandlungen miteinander zu treten.

7. S 5 des 4. Teiles des Schlußprotokolls erhält folgende Faſſung:
Es beſteht beiderſeitiges Einverſtändnis, daß die Zollämter der

beiden Länder an allen Tagen des Jahres geöffnet bleiben, mit Aus
nahme der Sonntage und der geſetzlichen Feiertage.

Mit OeſterreichUngarn.
B. Für die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen OeſterreichUngarn

und der ukrainiſchen Volksrepublik diejenigen Vereinbarungen, die in
den nachſtehenden Bedingungen des öſterreichiſch ungariſch ruſſiſchen
Handels und Schiffahrtsvertrages vom 15. Februar 1906 niedergelegt
ſind, nämlich Artikel 1, 2, 5 einſchließlich der Tarife A und B, Artikel
6, 7, 9 bis 13, Artikel 14, Abſatz 2 und 3, Artikel 15 bis 24, ferner
in den Beſtimmungen im Schlußprotokoll zu Artikel 1 und 12, Abſatz
1, 2, 4, 6, und 6 zu Artikel 2, 3 und 5, zu Artikel 2 und 5, zu Artikel

2, 4, 5, 7 und 8, zu Artikel 2, 5, 6 und 7, zu Artikel 17, ſowie zu
Artikel 22, Abſatz 1 und 3.

Dabei beſteht Ein verſtändnis über folgende Punkte:
1. Der allgemeine ruſſiſche Joſlkarif vom 13./26. Jannar 1903

bleibt aufrecht erhalten.

ungen mit der Ukraine.
2. Artikel 4 erhält folgende Faſſung: Die vertragſchließenden Teile

verpflichten ſich, den gegenſeitigen Verkehr zwiſchen ihren Gebieten durch
keinerlei Einfuhr, Ausfuhr- oder Durchfuhrverbole zu binden. Aus
nahmen hiervon dürfen nur ſtattfinden:

a) bei Tabak, Salz, Schießpulver oder ſonſtigen Sprengſtoffen,
ſowie bei anderen Artikeln, welche jeweils in den Gebieten eines der
vertragſchließenden Teile den Gegenſtand eines Staatsmonopols bilden,
na z in bezug auf Kriegsbedürfniſſe unter außerordentlichen Um

änden,
c) aus Rückſichten der öffentlichen Sicherheit, aus Geſundheits- und

Veterinärpolizeirückſichten,
d) in gewiſſen Erzeugniſſen für die aus anderen ſchwerwiegenden

politiſchen und wirtſchaftlichen Gründen außerordentlichen Verbotsmaß-
regeln, die insbeſondere in Zuſammenhang mit der auf den Krieg fol-
genden Uebergangszeit ergehen könnten.

3. Kein Teil wird die Begünſtigung in Anſpruch nehmen, welche
der andere Teil irgend einem anderen Staate auf Grund einer be-
ſtehenden oder künftigen Zollvereinigung, wie ſie z. B. zwiſchen Oeſter
reich- Ungarn und dem Fürſtentum Liechtenſtein beſteht, oder einem
kleinen Grenzverkehr, bis zu einer Grenze von 15 Kilometer Breite,
gewährt oder gewähren wird.

4. Artikel 8 erhält folgende Faſſung: Die Wirren aller Art, welche
durch die Gebiete eines der Vertrag ſchließenden Teile durchgeführt
werden, ſollen wechſelſeitig von jeder Durchfuhrabgabe frei ſein, ſei es,
daß ſie unmittelbar durchgeführt werden, ſei es, daß ſie während der
Durchfuhr abgeladen, eingelagert und wieder aufgeladen werden.

5. Die Beſtimmung des Schlußprotokolles zu Artikel 2 erhält fol
gende Faſſung: Die Vertrag ſchließenden Teile werden einander im
Eiſenbahntarifweſen, insbeſondere durch Einſtellung direkter Tarife,
tunlichſt unterſtützen. Zu dieſem Zwecke ſind beide Vertrag ſchließenden
Teile bereit, möglichft bald in Verhandlungen miteinander zu treten.

Mit Bulgarien.
C. Was die wirtſchaſtlichen Beziehungen zwiſchen Bulgarien und

der ukrainiſchen Volksrepublik betrifft, ſo ſollen ſich dieſe bis zum Ab-
ſchluß eines definitiven Handelsvertrages nach dem Rechte der meiſtbe-
günſtigen Nakion regeln. Kein Teil wird die Begünſtigung in An
ſpruch nehmen, welche der andere Teil irgendeinem anderen Staateauf Grund einer beſtehenden oder künftigen Jelleimgeng oder in kleine

rem Grenzverkehr, bis zu einer Grenze von 15 Kilometer Breite, ge-
währt oder gewähren wird.

Mit der Türkei.
D. Was die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen dem Osmaniſchen

Reiche und der ukrainiſchen Volksrepublik betrifft, ſo werden ſich beide
Teile bis zum Abſchluß eines neuen Handelsvertrages gegenſeitig die
ſelbe Behandlung gewähren, welche ſie auf die meiſtbegünſtigte Nalion
anwenden. Kein Teil wird die Begünſtigung in Anſpruch nehmen,
welche der andere Teil irgendeinem anderen Staate auf Grund einer
beſtehenden oder künftigen Zolleinigung oder in kleinerem Grenzverkehr
gewährt oder gewähren wird.

Die Gülligkeilsdauer der in Ziffer 2 des gegenwärtigen Vertrages
für die wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland, Oeſterreich-
Ungarn, Bulgarien und dem Osmaniſchen Reiche einerſeits und der
ukrainiſchen Volksrepublik anderſeits vorgeſehenen proviſoriſchen Be
ſtimmungen kann im beiderſeitigen Einverſtändnis der Parteien ver
längert werden. Wenn die im erſten Abſatz der Ziffer 2 vorgeſehenen
Termine nicht vor dem 30. Januar 1919 eintreten ſollten, ſteht es jedem
der beiden Vertrag ſchließenden Teile frei, die in der oben genannten
Ziffer enthaltenen Beſtimmungen vom 30. Juni 1919 an ſechsmonatlich

zu kündigen. ww
a) Die ukrainiſche Volksrepublik wird keinen Einſpruch erheben auf

die Begünſtigungen, welche Deufſchland an Oeſterreich-Un oder an
ein anderes mit ihm durch ein Zollbündnis verbundenes Land, das an
Deutſchland unmittelbar oder durch ein anderes mit ihm oder Oeſterreich
Ungarn zollverbündetes Land unmittelbar grenzt, oder welche Deutſch
land ſeinen eigenen Kolonien, auswärtigen Beſitzungen und Schutzge
bieten oder denen der mit ihm zollverbündeten Länder gewährt.

Deutſchland wird keinen Einſpruch erheben auf die Begünſtigungen,
welche die ukrainiſche Volksrepublik an ein anderes mit ihr durch ein
Zollbündnis verbündetes Land, das an die Ukraine oder an ein anderes
mit ihr zollverbündetes Land unmittelbar angrenzt, oder den Kolonien,
auswärtigen Beſitzungen und Schutzgebieten eines mit ihr zollverbün
deten Landes gewährt.

b) Jm wirtſchaftlichen Verkehr zwiſchen dem iet der
beiden Staaten der öſterreichiſch-ungari Monarchie und
der ukrainiſchen Volksrepublik anderſeiis wird die ukrainiſche Volks
republik keinen Anſpruch erheben auf die Begünſtigungen, welche Oeſter
reich- Ungarn an Deutſchland oder an ein anderes mit ihm durch ein
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Zollbündnis verbundenes Land gewährt, das an OeſterreichUngarn
unmittelbar oder durch ein anderes mit ihm oder Deutſchland zollver
bündetes Land mittelbar angrenzt. Kolonien, auswärtige Beſißungen
und Schutzgebiete werden in dieſer Beziehung dem Mutterlande gleich
geſtellt. OeſterreichUngarn wird keinen Anſpruch erheben auf die Be
günſtigungen, welche die ukrainiſche Volksrepublik an ein anderes mit
ihr durch ein Zollbündnis verbundenes Land, das an die Ukraine un
mittelbar oder durch ein anderes mit ihr zollverbündetes Land mittelbar
angrenzt, oder den Kolonien, auswärtigen Beſitzungen und Schutzge
bieten eines der mit ihr zollverbündeten Länder gewährt.

V.
a) Soweit in neutralen Stacten Waren lagern, welche aus Deutſchland oder der Ukraine ſtammen, die aber mit der Berg ung belegt

ſind, daß ſie weder unmittelbar nach mittelbar nach den Gebieten des
anderen vertragſchließenden Teiles ausgeführt werden dürfen, ſollen der
artige Verfügungsbeſchränkungen im Verhältnis zu den vertragſchließen
den Teilen aufgehoben werden. Die beiden vertragſchließenden Teile
verpflichten ſich daher den Regierungen der neutralen Staaten von der
vorerwähnten Aufhebung dieſer Verfügungsbeſchränkung unverzüglich
Kenntnis zu geben.

b) Soweit in neutralen Staaten Waren lagern, welche aus Oeſter
reich- Ungarn oder der Ukraine ſtammen, die aber mit der Verpflichtung

Das iſt kein Heldenſtück
Der Generalſtreik der letzten Tage, von dem kein Menſch

wiſſen will, wie er entſtand, iſt erfolglos verpufft. Was noch
geblieben iſt, das ſind die Auseinanderſetzungen zwiſchen den
beiden Richtungen in der Partei und zwiſchen den Unab-
hängigen und der Generalkommiſſion, durch die das traurige
Kapitel der Selbſtzerfleiſchung der klaſſenbewußten Arbeiter-
bewegung zur deutlich erkennbaren Freude aller Feinde der
Arbeiterbewegung und zum Nutzen und Vorteil alles deſſen,
was ſich gegen den freiheitlichen Ausban im Jnnern und für
die alldeutſche Machtpolitik zuſammengefunden hat. Die
Verantwortung dafür fällt ausſchließlich auf die Unab-
hängigen, die in ihrer ſinnloſen Wut, daß ſich die Dinge
eben gar nicht nach ihren Wünſchen und Hoffnungen richten
wollen, nichts beſſeres zu tun wiſſen, als auf die Sozialdemo-
kratie und die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften loszu
ſchlagen, um ſie bei den Arbeitern zu diskreditieren und als
er der Arbeiterſache zu ſtigmatiſieren. Das iſt ihnen

is zum Generalſtreike trotz aller ihrer Bemühungen nicht ge
lungen, und nach dem Streike wird ihrem Bemühen noch
weniger Erfolg blühen, weil ſie durch ihre unſinnigen und
unlogiſchen Angriffe ihre ganz unmögliche Lage nicht ver-
beſſern können, ſondern ſich von einem Schritte zum andern
nur immer neue Blößen geben.

Was wollen denn eigentlich die Unabhängigen? Worin
ſcheiden ſie ſich in den Auseinanderſetzungen über den Streik
von der Partei und der Generalkommiſſion? Das ſind Preis-
fragen! Denn aus den Aeußerungen der Unabhängigen,
namentlich aus der Leipziger Volkszeitung kann man eine
Antwort auf die Fragen nicht finden aus bekannten Grün
den, weil ſich die Unabhängigen mit ihren wirklichen Ab-
ſichten und Plänen nicht herauswagen dürfen, wenn anders
ſie ſich nicht allgemeiner Abweiſung und Verurteilung aus
ſetzen wollen, was zu einer völligen Entlarvung ihres fal-
ſchen Jnternationalismus führen würde.

Der Streik, ſo rechtfertigte ſich Dittmann vor dem außer
ordentlichen Kriegsgericht, ſei ausgebrochen als geſellſchaft
liches Elementarereignis, als Reaktion gegen die Hand
habung des Belagerungszuſtandes und gegen die Treibereien
der Vaterlandspartei und der Alldeutſchen. Von Ernäh-
rungsſchwierigkeiten iſt hier nicht die Rede. Die Abſicht des
Streiks richtete ſich ſonach ausſchließlich gegen den Krieg.
Damit ſteht auch in Einklang, daß Dittmann ſeine unter An
klage ſtehende Anſprache an eine Anſammlung von Streiken-
den, wie die Anklage behauptet und Dittmann nicht beſtreitet,
mit den Worten geſchloſſen hat: „Hoch der allgemeine demo-
kratiſche Frieden!“ Dagegen hat Dittmann beſtritten, ge-
ſagt zu haben: „Wir müſſen den Streik hochhalten!“ Das
ſtimmt wieder damit überein, daß der Streik, wie man in der
Leipziger Volkszeitung in der Betrachtung über den Prozeß
Dittmanns leſen konnte, nur als ein Demonſtrationsſtreik
auf drei Tage gedacht war, alſo doch wohl von irgendeiner
Seite organiſiert ſein mußte. Betrachtet man die Vorgänge
der letzten Zeit, ſo iſt nichts verſtändlicher, als daß die Miß
ſtimmung der Arbeiter ſich in deutlich erkennbarer Weiſe Luft
zu machen beſtrebt war. Gegenüber der Macht- und Erobe-
rungspolitik derVaterlandsparteiler iſt die Haltung der Reichs
regierung von Tag zu Tage zweifelhafter geworden, ſo daß
der namentlich von den Unabhängigen ausgeſprochene Ge
danke, daß die Reichsregierung mit der Oberſten Heeres-
leitung im geheimen die Pläne der Eroberungspolitiker unter-
ſtütze, nicht einfach von der Hand gewieſen werden kann. Jeden
falls iſt nicht zu leugnen, daß die zweideutige Haltung der
Regierung kriegsverlängernd wirkt. Und wenn in der Be
völkerung darüber die ſtärkſte Mißſtimmung entſteht und die
Arbeiter der Rüſtungsinduſtrie ſogar zum Demonſtrations-
ſtreik übergehen, um dieſer ihrer Mißſtimmung Ausdruck zu
verleihen, ſo iſt das eben begreiflich. Aber die Schuld dafür
n zurück auf die Vaterlandspartei und die, die hinter ihr
tehen.

War aber einmal der Streik ausgebrochen und ſollte es
nur ein Demonſtrationsſtreik auf einige Tage ſein, ſo war
notwendig, daß er in geordneten Bahnen gehalten wurde.
Das begriffen auch die Teilnehmer am Streik, die auf dem
Boden der Sozialdemokratie ſtehen ſie wandten ſich deshalb
an den Vorſtand der Partei, die Angelegenheit in die Hand
zu nehmen. Der Parteivorſtand hat dies ohne Zögern getan.
Die Unabhängigen aber, denen es nicht um die Sache, näm-
lich um die Regelung des Streiks, ſondern wieder nur darum
zu tun war, ihre eigene Parteiſuppe zu kochen, wollten von
einer Zuſammenarbeit mit dem Parteivorſtand nichts wiſſen.
Wenn ſie ſchließlich nachgaben, ſo geſchah das unter der
Erwägung, daß es zweckmäßig ſei, den Schatten, den der
Streik auf ſeine Leiter werfen mußte, auch auf die „Regie-
rungs“ſozialiſten zu verteilen, alſo hinter dieſer Deckung zu
fuchen. Noch mehr aber, wie gegen die Mitwirküng des
Parteivorſtandes an der Streikleitung, haben die Unob-
hängigen gegen die Mitwirkung der Generalkommiſſion ge
eifert. Und ſie eiferten erſt recht dagegen, als bekannt wurde
daß die Reichsregierung zu den gewünſchten Verhandlungen
auch Vertreter der Generalkommiſſion hinzuziehen wollte. Be
kannt iſt, daß am Ende das Zuſtandekommen der Kommiſſion,
die für die Streikenden mit der Reichsregierung verhandeln
follte, nur daran geſcheitert iſt, daß die Unabbängigen die
offizielle Mitwirkung der Generalkommiſſion ablehnten. Die
Generalkommiſſion hatte natürlich von ſich aus gar keinen
Anlaß, bei der Streikaktion, da ſie ja rein politiſcher Natur
war, mitzuwirken. Die Leipziger Volkszeitung aber ſagt,
es ſei die hiſtoriſche Schuld der Generalkommiſſion, daß ſie
ſich bei dieſem wichtigen Ereigniſſe in der Arbeiterbewegung
neutral verhalten habe. „Sich bei ſolch einer Gelegenheit
peutral zu verhalten, ſich von ſelbſt auszuſchalten, war ſo ver

den Ge
dürfen,

is zu den ver
vertragſchließen

belegt ſind, daß ſie weder unmittelbar noch mittelbar
bieten des anderen vertragſchließenden Teiles ausgeführt

ſollen derartige Verfügu n im Ver
tragſchließenden Teilen aufgehoben werden. Die beiden
den Teile verpflichten her, den Regierungen der neutralen Stag
ten von der vorerwä geben eben ieſer Verfügungsbeſchränkung

en.unver Kenntnis
kel 6: Die ung der öffen Ken r privaten Rechts

der Aus der der Jbiliniernierten, die Amneſliefrage ſowie die Fr Behandlung der in die
Gewalt des ers geratenen in Cinzel
mit der ukrainiſchen Volksrepublik welche eineneBeſtandteil des gegenwärtigen Fticheneoertrege bilden und, ſoweit

tunlich, gle mit dieſem in Kraft treten.
Artikel 9. Die in dieſem Friedensvertrag getroffenen Verein

barungen bilden ein unkeilbares
Artikel 10: Bei der Auslegung dieſes Vertrages ſind für die Be

ziehungen zwiſchen Deutſchland und der Ukraine der h und der
ukrainiſche Text, für die Beziehungen zwiſchen OeſterreichUngarn und
der Ukraine der deutſche, der ungariſche und der ukrainiſche Text, für
die Beziehungen zwiſchen Bulgarien und der Ukraine der wer und
der ukrainiſche Text und für die Beziehungen zwiſchen der Türkei und
der Ukraine der türkiſche und der ukrainiſche Text maßgebend.

fehlt, daß die Arbeiter mit Recht ihre Autorität nicht aner
kennen konnten.“ Auf der einen Seite wird es alſo der
Generalkommiſſion zum Vorwurf gemacht, daß ſie ſich bei
dieſer wichtigen Aktion ſelbſt ausſchaltete, dann aber wehrt
man ſich wieder mit Zähnen und Nägeln gegen jede
Beteikigung der Generalkommiſſion.

Jn Berlin war es ſchließlich zu einer Verhandlung mit
der Regierung gekommen, an der nur die Abgeordneten beider
Richtungen teilgenommen hatten. Die Unabhängige Korre-
ſpondenz ſchreibt das Verdienſt an dem Zuſtandekommen
an dieſer Konferenz den Unabhängigen zu. „Die Verhand-
lungen“, konnte man in der genannten Korreſpondenz leſen,
„ſind den Herren von der Generalkommiſſion und den Ab-
hängigen freilich ſehr unangenehm geweſen, da ſie klar zum
Ausdruck brachten, daß die Regievung nicht daran dachte, auch
nur die geringſte Konzeſſion den Arbeitern zu gewähren.“ Jn
Dresden haben die Streikenden in eine Kommiſſion zur Ver
handlung mit der Regierung auch einen Mehrheitsſozialiſten
gewählt. Der Unabhängige aber eilte mit ſeiner Kommiſſion
ins Miniſtergebäude, ohne den Vertreter der Mehrheit be-
nachrichtigt zu haben. Ohne übrigens irgendwelchen Erfolg
zu haben, denn die Regierung hat die Kommiſſion nicht an
genommen. Warum wollten hier die Unabhängigen die
Mehrheitsſozialiſten nicht Zeugen ſein laſſen, daß die Regie-
rung zu keinerlei Konzeſſionen bereit iſt? Die Folge des
Vorgehens der Unabhängigen war, daß der ſozialdemo-
kratiſche Landesvorſtand ohne die Unabhängigen und ihre
Kommiſſion um eine Beſprechung im Miniſterium des Jnnern
nachſuchten und auch gewährt erhielten; daß dabei auch weiter
nichts herausgekommen iſt, wie in Berlin, tut nichts zur
Sache. Jn Mannheim, wo eine Kommiſſion mit der Polizei
direktion verhandelte, ſprach der Führer der Unabhängigen,
obgleich dafür gar keine Veranlaſſung vorlag, der Polizei
behörde und dem Generalkommando für ihr „loyales Ver
halten gegenüber den Streikenden“ den beſonderen Dank aus.
Aehnliches berichtet man aus Danzig. Jn Leipzig, wo die
Leipziger Volkszeitung den Generalſtreik verteidigt, hatte
man allerdings dergleichen nicht notwendig, weil von der
Streikbewegung nichts zu merken war.

Gleichwohl brachte es die Leipziger Volkszeitung fertig,
nach der Unabhängigen Korreſpondenz zu ſchreiben: „DieAbhängigen und insbeſondere der Vorwärts ſuchen jetzt im
Trüben zu fiſchen, nachdem ſie gegen ihren Willen durch
die Wucht der Maſſenbewegung getrieben,
ſich zum Maſſenſtreike bekennen mußten.“
Von der „Wucht“ einer Maſſenbewegung konnte nicht einmal
in Berlin, viel weniger in Leipzig die Rede ſein. Und zum
Maſſenſtreike haben ſich im vorliegenden Falle die „Ah-
hängigen“ durch die „Wucht“ des Maſſenſtreiks eben ſo
wenig bekannt, wie die Unabhängigen. Hat doch Ditt
mann in ſeinem Prozeſſe den Streik ausdrücklich verleugnet.
Deshalb iſt auch Dittmann nicht, wie Liebknecht, zu Zucht
haus, ſondern unter Zubilligung mildernder Umſtände, zu
Feſtung verurteilt worden. Das Bekenntnis zu dieſem
„Maſſenſtreik“ während des Krieges würde, obgleich ihm die
Maſſen ferngeblieben waren, unweigerlich die Verurteilung
wegen Landesverrats aus ehrloſer Geſinnung, alſo zu
Zuchthaus, zur Folge gehabt haben. Es iſt deshalb eine
unobhängige Erbärmlichkeit, ſich theoretiſch auf den Maſſen
ſtreik zu berufen, um ihn praktiſch zu verleugnen, und oben-
drein die Mehrheitsſozialiſten wegen ihrer durchaus korrekten
Haltung zu der Bewegung zu verunglimpfen.

Der Generalſtreik, ſagten wir im Eingaang dieſer Aus
führungen, ſei erfolglos verpufft. Der Maſſenſtreik iſt in
Kriegszeiten etwas anderes als in Friedenszeiten. Wir
haben erſt vor einiger Zeit an einem Aufſatze Kautskys in der
Neuen Zeit im Jahrgange 1905,06 gezeigt, daß es unmöglich
iſt, den Krieg durch einen Maſſenſtreik zu verhindern. Ebenſo
unmöglich iſt auch, während des Krieges den Frieden durch
eine Maſſenbewegung zu erzwingen. Jndeſſen, wenn der
Krieg, nicht zuletzt durch die Schuld unſerer Annerxioniſten,
gar kein Ende nehmen will, iſt es natürlich kein Wunder,
wenn ſich die Arbeiterklaſſe auf dieſes Mittel, ſich Geltung zu
verſchaffen, beſinnt. Wenn nun ein ſolcher verfehlter Verſuch
gemacht wird verfeblt, weil die Arbeiterklaſſe durch ihren
Bruderkrieg aktionsunfähig geworden iſt dann iſt es wirk
lich kein Heldenſtück, wenn die Unabhängigen über das völlige
Mißlingen auf die Mehrheitsſozigliſten ſchelten, während ſie
ſelbſt tapfer den Kopf aus der Schlinge ziehen.

Diplomaten als Beſtechungs
agenten.

Aus Stockholm wird uns geſchrieben: Das Geheim-
dokument das die Jſveſtie am 20. Januar veröffentlicht hat,
zeigt wieder einmal daß die landläufige Diplomatie ihr Geſchäft
mit ungefähr ebenſoviel Weltkenntnis wie Skrupelhaftigkeit be-
treibt. Es handelt ſich um ein weiteres Telegramm des von
der ruſſiſchen Koalitions regierung mit ihrem Vertrauen
bedachten Geſandten Gulkiewitſch. Dieſer ſaubere Herr, der
ſich nicht nur durch ſeine Treibereien n die Stockholmer Kon
ferenz, ſondern auch als Mittelpunkt eines konterrevolutionären
Emigriertenkreiſes bekannt gemacht hat, beſchäftigt ſich jetzt mit dem
Plan, die ſchwediſche Preſſe und die ſchwediſchen Ar
beiterorganiſationen zu beſtechen. Wie weit es in
der bürgerlichen Preſſe Schwedens Individuen im Betriebe gibt,
die für, ſolche Annäherungen r haben ſind, ſoll hier nicht weiter
erörtert werden. Der Gedanke aber, daß Arbeiterorganiſationen
u kaufen ſeien, kennzeichnet nicht nur den rn auchdie politiſche Urteilskraft des Anregers und ſeiner thelfer. Es

iſt indes feſtzuſtellen, daß ſowohl der amerikaniſche wie der
engliſche Geſandte einen Verſuch, die Preſſe direkt zu bear
beiten, ablehnte. Der franzöſiſche dagegen machte den
edlen Vorſchlag, mit der Beſtechung der Gewerkſcha zu beginnen,

r Der gegenwärtigefiziert wer Die alte eurtunden er
ausgetauſcht werden.

Der Friedensvertrag tritt, n darin nichts anderes beſtimmtiſt, mit ſeiner Ratſitation in Kraft. t
Urkund de ben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet und m ten ichen vetſchen e

in fünffacher Urſchrift in Breſt-Dito am 9. Februar 1916. gez. Rietariſien
Der in Artikel 8 vorgeſehene deutſchukrainiſche rag iſtichfalls am deren unterzeichnet worden. enthält We
mungen über folgende ſtände: konſu

W Beziehunge erſtellung der Staateverträge, Wiederherſtellung der i r für Zivilſchäden, die durch Kriegs
geſetze oder völkerrechtswidrige Akte angerichtet worden ſind, Austauſch
der Kriegsgefangenen und Zivilinternierten, Pflege der Grabſtätten der
in Feindesland Gefallenen, Fürſorge für Rückwanderer, Amneſtie, Be
handlung der in die Gewalt des Gegners gefallenen Kauffahrteiſchiffe.

Die Veröffentlichung des Wortlautes dieſes Zuſatzvertrages mußvorbehalten bleiben, da wegen Ueberlaſtung des Drahtes der ſehr um

fangreiche Text noch nicht nach Berlin übermittelt werben konnte.

die dann wiederum einen Druck auf die Partei ausüben ſollten.
Bei direkten Preſſebeſtechungen könnte man leichter erwiſcht werden.
Gulkiewitſch beantragte, dem franzöſiſchen Geſandten zu dieſem
Zwecke 100 000 Kronen zur Verfügung zu ſtellen.
Auch der italieniſche Geſandte in Stockholm war damit ein
verſtanden.

Daß es mit der Sache ſeine Richtigkeit hat, geht aus ſeiner Be
richtigung hervor, die der franzöſiſche Geſandte der Preſſe hat zu
gehen laſſen. Er geſteht darin, daß er ſich in der Tat mit der Frage
der Beeinfluſſung der öffentlichen Meinung beſchäftigt habe,
doch habe er ſich nicht in die innere Politik Schwedens einmiſchen
wollen. Darum ſoll alſo nicht die Korruption für Wahlzwecke, wie
geſagt worden iſt, ins Auge gefaßt worden ſein. Als ob es weniger
verfänglich wäre, wenn die fremden Diplomaten die äußere
Politik Schwedens durch Beſtechungen beeinflußt hätten.

Es wäre von Jntereſſe, zu erfahren, welche Rolle in dieſer
ſchmutzigen Affäre der Leiter des franzöſiſchen Propa
gandadienſtes, Herr Andre Waltz, geſpielt hat. Herr Waltz
war vor dem Kriege ein tätiges Mitglied der franzöſiſchen ſo zia-
liſt i ſchen Partei und tut ſich etwas darauf zugute, daß er auch
noch auf dem Parteitage zu Bordeaux als Delegierter ſeiner
Parteiföderation erſchienen iſt. Sollte dieſer „Genoſſe“, den der
Geſandte doch wohl als Spezialiſten für Arbeiterorganiſationen
zu Rate gezogen haben wird, den Diplomaten beſtätigt haben, daß in
ſozialiſtiſchen Organiſationen mit Geld etwas „zu machen“ ſei?
Und wo mag Her Waltz ſolche Meinungen geſchöpft haben

Auch das Verhalten des Stockholmer Sozialdemokraten
in dieſer Angelegenheit kann nicht gut übergangen werden. Das
Organ der Arbeiterpartei hat zuerſt das ganze als „Räuber-
eſchichte“ verhöhnt und die Echtheit des Telegramms bezweifelt.Je wo der Wortlaut vorliegt, bleibt es dabei, von einer Korrup

tion nur in Anführungszeichen zu ſprechen. Was die beabſichtigte
Beeinfluſſung der Preſſe anbelangt, ſo liege nur das Beſtreben
einer Preß propaganda analog der deutſchen Korre-
ſpondenz Norden vor und zur Beeinfluſſung der Gewerk
ſchaften ſei überhaupt kein Anfang gemacht worden. Das iſt ſicher
richtig. Aber es handelt ſich hier nicht darum, ob die Herren Thi-
baut und Gulkiewitſch wegen Verſuchs am untauglichen Objekt frei
geſprochen werden ſollen. Die Abſicht, in Arbeiterorganiſationen
durch Aufwendung von Geldmitteln Stimmung zu machen, iſt er
wieſen, und ſie wird wirklich darum nicht lohaler, weil der Sozial
demokraten, um die ihm ſhmpathiſchen Geſandten und Exgeſandten
zu entlaſten, die Frage ſtellt, was denn vom bolſchewiſtiſchen Stand
punkt aus an der Aufwendung von Geldern der Regierungen für
eine gewiſſe Propaganda Kompromittierendes ſei, da doch die ruſ
ſiſche Regierung ſelbſt 2 Millionen für ſolche Zwecke angelegt habe
Der Unterſchied iſt immerhin bedeutend. enn die Subbvention,
die die ruſſiſche Regierung den Zimm erwaldern bewilligt hat,
iſt nicht geheim, ſondern öffentlich und ſie iſt beſtimmt, den
damit Beteiligten und nicht dem Geber zu dienen. Und gleich
viel, wie man ſich im Streit der Richtungen ſtellt, wird man es doch
böchſt ſonderbar finden, daß der Sozialdemokraten ſich in ſeinen
Konkurrenzkamp mit dem Politiken desſelben Arguments bedient,
daß die triſteſten Organe der franzöſiſchen Reaktion ſeinerzeit nach
der Spende der deutſchen Sozialdemokratie für die Humanite gegen
Jaures angewandt haben.

Milderung des verſchärften
Belagerungszuſtandes für Berlin.
Berlin, 9. Februar. Die aus Anlaß des Streiks ergangenen

einſchränkenden Beſtimmungen auf dem Gebiete des Verſamm
lungsweſens ſind wieder aufgehoben worden. Betriebsverſamm-
lungen ſind demgemäß bis auf weiteres nicht mehr e
Verſammlungen, in denen öffentliche Angelegenheiten erörtert
werden, können wieder zugelaſſen werden.

Turkeſtan ſelbſtändige Republik.
Der Stockholmer Korreſpondent der TelegraphenUnion er-

fährt: Die Regierung im autonomen Turkeſtan ſt gebildet worden.
Zum Präſidenten iſt der Kommiſſar für Poſt, Eiſenbahn und Tele
graphen, Kolieſer, ernannt worden. Das Leben iſt wieder
wie gewöhnlich. Die Lebensmitteltransporte werden von den Ko
ſaken in der Nähe von Orenburg angehalten. Die Anordnungen
der Kommiſſare werden von der Bevölkerunn ohne Widerſtand
durchgeführt. Jm nächſten Monat ſoll ſich in Taſchkent, dem
Sitz der turkeſtaniſchen Republik, eine Konſtituante ver-
ſammeln.

Bolſchewiſtiſche Propapanda in

Amerika
Aus Wa e ington wird berichtet: Regierungsbeamte

glauben Beweiſe dafür zu haben, daß die amerikaniſchen Syndi
kaliſten mit den Bolſchewiki und den revolutionären Verbänden der
Ententeländer Pläne vorbereiten, um die Regierungen und deren
ſogiale Einrichtungen umzuſtürzen. Die Beamten ſind in dieſem
Verdacht beſtärkt worden durch die Entdeckung einer Menge von
Gewehren, Revolvern und Munition auf dem ruſſi Dampfer
Schilka, der von meuternden bolſ ſtiſchen troſen be
mannt, vor vier Tagen im Hafen von San Franzisko ein-
gelaufen ſind. Die Beamten behaupten, daß dieſe en für die
amerikaniſchen Syndikaliſten beſtimmt waren. Der SchilkaFall
ſoll nur einer der vielen Beweiſe dafür ſein, daß die VBolſchewiki
mit den amerikaniſchen Syndikaliſten und den Vereinigungen in
anderen Ententeländern in enger Verbindung ſtehen, um den Krieg
P Sabotage oder gewaltigen Regierungsumſturz ein Ende zu
etzen.v Wie bekannt, gehören die Shndikaliſten zu den energiſchſten

nern in Amerika, und viele ihrer Führer ſind wegen ihrer
z en r aft worden. Aus amtl

ue

nach Amerika kamen, um dort ihre kommu n Gedanken
verbreiten. Die Regierung hat ihnen viel cht gezeigt, denn
ſie will ſich trotz der internationalen Reibungen die gegenwärtige
ruſſiſchen Machthaber nicht entfremden. Sie wollen die Entwick
lung in Rußland trotzdem nicht ſtören, obwohl e wiſſen, daß
wiſchen den n und den JnduſtriearbeiterVerbänden. eineKer ndigung beſteht, um die amerikaniſche Kriegführung zu

en.

kurzem Rußland aßgereiſt ſeien, um mitzu und daß gehe mehrere S der Volſchewiki
niſti
R

2

T S Fee.



den

jür die franzöſiſchen Forderungen eintreten,

Sultan Abdul Hamid f.
Konſtantinopel, 10. Februar.

Abdul Hamid iſt heute an Lungenentzündung

Die Getreidemengen der Akraine.
u e h gen Erteraine ver n r erWyrubow, der Selreter
im vorigen Jahre in Petersburg weilte und we
gung der Unabhängigkeit mit Lenin verhandelte,
geteilt, S die
wiſſen Preis 80 Millionen Pud Getreide laſſen könne.
führte auch noch aus, daß die Ukraine no
treides von den Jahren 1915 und 1916 hätte.

Ein neues Vertrauensvotum für
Clemenceau.

Die franzöſiſche Kammer verhandelte geſtern über eine Inter
pellation Renaudel, betreffend die Handhabung der Militär

Unter großem Beifall ſeiner Parteigenoſſen führte Re
Clemenceau in Unkenntnis des franzöſiſchen Ge

oranz eines ſeiner

r Unterſtagats-ſekretär Jgnace beſtritt namens der Regierung, daß Unregel-
mäßigkeiten vorgekommen ſeien. Renaudel dagegen verlangte kate
oriſch eine parlamentariſche Unterſuchung. Der

Führer der Minderheit, Moutet, erklärte, die ſtütze
ut zur

Verhaftung Malvys und Caillaux' beſeſſen habe, ſolle zum min-
deſten ebenſoviel Mut aufbringen, um feſtſtellen zu laſſen, ob die

lemenceau ver
langte dann die Ablehnung des ſozialiſtiſchen Antrages und An-

Er ſtellte die ausdrückliche
ache Tagesordnung wurde mit

1u ſt i z.
naudel aus, wenn
ſetzes gehandelt habe, müſſe er wegen grober Jgn
Mitarbeiter im Kriegsminiſterium abdanken.

ihre Politik ausſchließlich auf das Kriegsgericht. Wer den

Regierung das Recht verletzt habe oder nicht.

nahme der einfachen
Vertrauensfrage. Die ein
395 gegen 113 Stimmen angenommen.

Die iriſche Frage.
Die iriſche Frage, die durch Sir E. Carſons Rücktritt in ein

kritiſches Stadium getreten iſt, wird in Pariſer diplomatiſchen
Allgemein wird befürchtet, daß

die iriſche Frage eine Trübung der engliſch- amerikaniſchen Be
ziehungen herbeiführen könnte, um ſo mehr, als der Fall Mac
Cartan in London als direkt unfreundlicher Akt Amerikas auf-

Kreiſen mit Beſorgnis verfolgt.

gefaßt wird.
Bekanntlich hatte die iriſche revolutionäre Unabhängigkeits-

partei den Dr. Mac Cartan als Botſchafter der iriſchen
Republik nach Waſhington geſchickt, Wilſon mußte jedoch auf

Vorſtellungen der engliſchen Regierung Mac Cartan
Da jedoch die Jren in den Vereinigten

gegen dieſe willkürliche Maßnahme
proteſtierten und ſelbſt Wilſons Stellung im Kongreß hätten
ſchwächen können, mußte die amerikaniſche Regierung den iriſchen
Revolutionär nicht nur freilaſſen, ſondern ſogar von London die

wo nunmehrc Cartan auf den freigewordenen Parlamentsſit SüdArmagh

energiſche

verhaften
Staaten,

laſſen.
hierüber empört,

uſicherung ſeiner Rückkehr nach Jrland erwirken

kandidiert.
Die gleichzeitig von Wilſon in London erhobenen Vorſtellungen,

in denen die guten Beziehungen zwiſchen Waſhington und Londonvon der Löſung der iriſchen Frage abhängig gemacht werden, wur

den in England als Einmiſchung in die innere Politik betrachtet, ſo
daß augenblicklich eine bedenkliche Spannung zwiſchen Amerika
und England beſteht. Die Einladung Lloyd Georges an die iriſche
Konvention, Abgeſandte nach London zu ſenden, um über ein
„ſettkement“ der iriſchen Frage zu verhandeln, wird in Sinnfeiner-
kreiſen abgelehnt und iſt eher geeignet, die Gegenſätze weiter zu
verſchärfen.

Rußlands innere Kämpfe.
Jnfolge der ungünſtigen Wendung des finniſchen und ukrai

niſchen Bürgerkrieges gilt die u der Bolſchewiki 273 in
oßruſſiſchen Gebieten als erneuten Erſchütterungen guege etzt
eſondere Bedeutung hat die zu ppoſition der Kirche,

welche ſich bisher dem Bürgerkrieg g ferngehalten en
Die Mobiliſierung einer revolutionären Armee gilt als Verſchan-
zung im kritiſchen Augenblick.

Die mit großen Schwierigkeiten für Moskau und Petersbur
angekauften und mit der Bahn verſchickten Lebensmitteltranspo
werden dem Utro Roſſij zufolge unterwegs gänzlich ausgeplündert
und beraubt, ſo daß die beladenen Eiſenbahnwagen nach den Be
ſtimmungsorten entweder gar nicht gelangen oder völlig leer ein
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laufen. Jn der vorigen wurden von den
nach Moskau
kam es vor, daß das Getreide verleſtimmt waren gänzlich t.aden, bezahlt
wieder geſtohlen wurde, ohne die Station verlaſſen zu haben.

Die jüdiſchen Soldatenorganiſationen haben in Kiew ihre
ährend der erſten Sitzung wurde be-

egimentern auszutreten und ſich in
e Tagung dauert

Beratungen nnen.
ſchloſſen, aus den ruſſiſchen
yere ruſſiſche Kämpfe nicht einzumiſchen.

Rumäniſche Truppen haben die Stadt Jsmail eingenommen,
nachdem ſie 47 Schrappnels auf die Stadt abgefeuert hatten. Jn
Kiew ſeien die bolſchewiſtiſchen Truppen aus dem Zentrum der
Stadt verdrängt; gegenwärtig werde noch in den äußeren Stadt
vierteln gekämpft. Die Rumänen haben Befehl erhalten, die
rumäniſchen Schiffe von den ruſſiſchen Revolutionären zu befreien.
Am 1. Februar ſeien der Kommandant und 10 Mann des rumä-
niſchen Kreuzers Eliſabetha wegen Teilnahme an revolutionären
Zerſtörungen verhaftet und zum Tode verurteilt worden.

Die Truppen der Rada haben einen großen a bei Sarayüber die Behhewi davongetragen; Maſchinengewehre,
200 000 Gewehre, volle Muni r wurden erbeutet.
Die h er Bolſchewiſten, g Kiew vorzudringen, miß-
glückten vollſtändig. e Bolſchewiti hatten 3000 Tote.

Die von den BVolſchewiki am 18. Dezember in Minſk zer
ſtreuten Delegierten der Weißruſſen werden ſich demnächſt wieder
verſammeln und die Autonomie Weißrußlands feierlich
lage Weißrußland ſoll folgende Gouvernements umfaſſen:

ilna, Grodno, Minſt, Witebſk, Mohilow, die r Kreiſe
der Gouvernements Smolenſk und die nördlichen Teile des Gou-
vernements Tſchernikow. Die weißruſſiſche Verſammlung ſoll eine
Reſolution von der unentgeltlichen er rrg de Bodens an die
Bevölkerung verkündigen und ein Dekret über die Gründung einer
nationalen Armee erlaſſen. Die Weißruſſen ſtoßen in ihren Vor-

en auf große Schwierigkeiten bei den Polen, die den eben
eil der erwähnten Gouvernements militäriſch et

etersburger Zeitungen zufolge mangelt es in den Peters-urgtr Apot ten nicht nur an r Arzneimitteln,
ondern auch an Alkohol (Spiritus). Die Apotheken drohen, die
rbeit einzuſtellen. Die Volkskommiſſare deshalb dieVerſtaatlichun der Apotheken erwogen. Ein diesbezügliches

Dekret wird venneehſt erſcheinen.

Neues zur Weltlage.
arbeiter der Stampa in Rom will aus retſahet o daß neben Beſchlüſſen der Verſail

ler Konferenz (Manövrierheer an Stelle des einheitlichen Oberkom
mandos, Verſtärkung der Orientarmee und Beſchleunigung der amerikaniſchen Waffenhilfe) eine interalliierte h See er
reicht worden ſei auf der Baſis, daß jeder Verbündete W
der anderen unterſtütze. Zum Beiſpiel würden England 7

Der ehemalige Sultan

meldet: Die Republik
Getreidemengen. Alsrodes ukrainiſchen Verpflegungsminiſters,

an
er dort mit

kraine der ruſſiſchen Regierung für einen ge
Wyrubow

Ueberſchüſſe des Ge

Bauern auf der
Station Antropow mit Getreide voll beladene Wagen, a

ehrfaund dann z

r 2 Charkow

Taurfen

r
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Die Grenzen der
Akraine.

Die vorſtehende Karte iſt nicht authen
tiſch, vielmehr iſt das ukrainiſche Gebiet
im Nordweſten noch durch das Gebiet von
Cholm vergrößert worden. BreſtLitowſt
bildet die äußerſte nordweſtliche Spitze
des ukrainiſchen Gebietes, deſſen Nord
grenze dem Lauf des Pripjet bis zum
Zuſammenfluß mit dem Dnunieper folgt.
Es iſt ſomit auch ein Teil des Gouverne-
ments Minſk in das ukrainiſche Gebiet
einbezogen. Zugleich wird der ſüdliche
Teil des Gouvernements Kurſk in die
Ukraine einbezogen, zu dem auf unſerer
Karte BVjelgerod gehört.

Lio Grenzen o rn

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauptquartier, den 10. Februar 1918.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht

Engländer gefangen.
Heeresgruppen Deutſcher Kronprinz

und Herzog Albrecht
Jm Maasgebiet, beiderſeits der Moſel und in einzelnen Ab

chnitten nordöſtlich und öſtlich von Nancy erhöhte Tätigkeit des
eindes. Franzöſiſche Erkundungsabteilungen dranzen in der
lle-Niederung vorübergehend in unſere Linien bei Allendorf

ein; in der Gegend von Blamont wurden ſie vor unſeren Hinder
niſſen abgewieſen.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.
Der Erſte Generalquarkiermeiſter: Ludendorff.
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den ſpezifiſchen engliſchen Standpunkt hinſichtlich Belgiers und Luxem-
burgs einnehmen, und Frankreich und England die italieniſchen Forde
rungen unterſtützen.

Der italieniſche Miniſterrat beſchloß, der Kammer eine
Vorlage über die Mobiliſation landwirtſchaftlicher Hilfskräfte und aller
Zivildienſtkräfte zu unterbreiten. Die Vorlage ſtößt auf heftigen Wider
ſtand in Kammerkreiſen.

Der engliſche Nahrungsmittelkontrolleur Lord Rhondda hat
Anfang Januar folgendes in England nicht veröffentlichtes Telegramm
an den amerikaniſchen Nahrungsmittelkontrolleur gerichtet „Jch
ſehe die Lage mit ſchwerer Sorge an. Jch habe
wiederholt öffentlich und privatim geſagt, daß kein Grund für ein
augenblickliche Aufregung beſteht, wiewohl alle Veranlaſſung für ſtrikt.
Sparſamkeit und Vorſichtsmaßreg?ln vorliegt. Dieſe Aeußerungen ſind
verſchiedentlich in die Erklärung verdreht worden, daß in England und
Frankreich maſſenhaft Lebensmittel vorhanden ſeien. Tatſächlich kann
die Lebensmittellage hier und, wie ich höre, auch in Frankreich jetzt
ohne Uebertreibung nur als kritiſch und beſorgniserregend
bezeichnet werden.“

Aus Waſhington wird gemeldet: Der Staatsdepartement er
hielt vom amerikaniſchen Geſandten in Stockholm die noch unbeſtätigte
Nachricht, daß die Bolſchewiki alle verbündeten Geſandtſchaften
ausge wieſen habe, und daß dieſe jetzt auf dem Wege zur ſchwedi-
ſchen Grenze ſeien.

Die Bahnlinien in der Mandſchurei von ſapaniſchen Truppen be
ſetzt. Die ruſſiſchen Bahnbeamten werden von den Stationen entfernt.

an beabſichtigt, ſeine Wirkſamkeit in Sibirien auszudehnen, da es
nicht ſicher ſei, wie weit die Beſtrebungen der in Omſk und Tomſk ge-

ndeten autonomen ſibiriſchen Regierung reichen. Japan will im Falle
eines Sonderfriedens mit Rußland den Deutſchen den Weg nach dem
fernen Oſten dadurch ſperren.

Die Agence Hellenique meldet: Die Stimmung in der griechi-
ſchen Armee iſt keineswegs für die Regierung Venizelos' günſtig.
Die Offiziere ſind in zwei feindliche Lager geſchieden Die Auflöſung
in der Armee ſchreitet trotz aller getroffenen Maßnahmen fort. Acht
Zehntel der griechiſchen Soldaten ſtehen treu zu König Konſtantin. Die
Einreihung von über 200 franzöſiſchen Offizieren in die griechiſche
Armee ruft bei den Truppen gewaltige Mißſtimmung hervor. Die
Gärung ſoll ganz beſonders in den Garniſonen von Lariſſa und Lania
ſehr ſtark ſein.

Der Krieg zur See.
Berlin, 10. Februar. (Amtlich.) Neue UBoot- Erfolge im

Sperrgebiet um England fünf Dampfer, ſieben Fiſcherfahrzeuge,
darunter der engliſche Dampfer Ferryhill und ein mittelgroßer
Tankdampfer, der dicht unter der engliſchen Oſtküſte verſenkt wurde.
Die Fiſcherfahrzeuge wurden im Aermelkanal vernichtet.

Madrid, 8. Februar. (Havas.) Amtlich wird mitgeteilt: Zwei
Boote mit der vollzähligen Beſatzung des ſpaniſchen Dampfers
Sebaſtian aus Bilbao ſind in Santa Cruz de la Palma ein
getroffen. Der Dampfer iſt von einem deutſchen Unterſeeboot
torpediert worden. Die Sebaſtian war auf der Reiſe von
Torregroſa nach Neuyork und hatte 3200 Tonnen Salz an Bord.Das tergeeboot hatte die Boote 40 Meilen geſchleppt.

Amſterdam, 9. Februar. Laut Algemeen r37337 eder ſchwediſche Dampfer Frielan, der mit Getreide von Balti-more nach Rotterdam unterwegs war, torpediert. Sechs Mann
Beſatzung ſind umgekommen, die übrigen wurden in Terſchelling

gelaändet.

Kleine Kriegsnachrichten.
Wien 9. Februar. Aus dem Kriegspreſſequartier wird ge

meldet: Der italieniſche amtliche Bericht vom 7. Februar meldet,
daß von italieniſchen Piloten und denen ihrer Verbündeten
56 feindliche Maſchinen in der Zeit vom 26. Januar bis 6. Februar
zum Abſturz gebracht worden wären. Demgegenüber wird feſt
geſtellt, daß die Zahl der in dieſer Zeit zum Abſturz gebrachten
öſterreichiſchungariſchen Flieger acht Apparate beträgt, während
im ſelben Zeitraum neun feindliche Flieger abgeſchoſſen wurden.
Während des geſtrigen Tages herrſchte trotz der ungünſtigen Be
obachtungsmöglichkeit an der ga Südweſtfront rege Flieger
tätigkeit, der ein italieniſches igeua und ein italieniſcher
Ballon zum Opfer fielen. Oeſterreichiſch ungariſche und deutſche

aus und konnteneilungen rten lreienrete Shr mag r hafen und Flugfelder mit gutem
Erfol d m übrigen ſchte an der ganzen Front faſt
vollſtändige die nur am Plateau der Sieben Gemeindenund i der renta durch zeitweiſes Störungsfeuer unterbrochen

wurde. Auch ein kleiner, nordweſtlich des Monte Perticanach
in halbſtündigem Minenfeuer angeſetzter italieniſcher Patrouillen

eans ehe r nnge Blätter melden aus Tou-
ziele

Nalien

louſe, daß eine Feuersbrunſt die dortige Baumwollfabrikmit len eiten vernichtet hat. Der Schaden überſteigt zwei

Millionen Frank.

An einzelnen Stellen der Front Artilleriekampf. Jn Erkun
dungsgefechten wurden nahe an der Küſte Belgier und Franzoſen,
nordöſtlich von Ypern ſowie zwiſchen Cambrai und St. Quentin P

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Gegen direkte Reichsſteuern.
Ein wenig roſiges Zukunftsbild entwarf der badiſche Fiminiſter in der Zweiten badiſchen Kammer. Ueber We tenes

pläne des Reiches teilte er mit, daß noch kein feſtgeſchloſſenes
rogramm entvworfen ſei, da noch nicht feſtſtehe, wie weit die

Deckungsvorſchläge bei dem monatlichen Bedarf von 3 Milliarden
ausgedehnt werden müſſen und da auch noch unbekannt ſei, wie
viel wir ſelber tragen, und wieviel wir denen aufbürden würden
die dieſen Krieg in die Welt ſerrage hätten. Mit aller Macht
wende er ſich aber gegen die egnahme der Ver-
mögens- und Einkommenſteuer wehren. Wenn er der
ernſten Pfliſcht, das zu verhindern, nicht mehr gerecht werden
könne, dann werde er ſeinen Platz verlaſſen. An neuen Steuern
ſtellte der i e die Einführung einer Ledigen-
ſteuer in Ausſicht. Jntereſſant war ein von der Regierung ge
gebener u n den Einkommen von 1914 und denen
von 1917. Es zeigt ſich da, daß die Einkommen von 900 bis
20000 M. von 60,3 Prozent auf 46,1 Prozent zurückgegangen ſind,
daß die Einkommen von 20000 bis 50000 M. faſt gleich geblieben
ſind, dar die ſogenannte Millionseinkommen von 29 Prozent
auf 43,3 Prozent geſtiegen ſind. Dabei iſt die Zahl der Steuet
pflichtigen von 475 426 auf 357 777 geſunken.
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Eine interfraktionelle Be prechung
der Führer der Mehrheitsparteien des Reichstages hat aSonnabend im Anſchluß an den Frieden mit Wer eine mit
unſerer auswärtigen Politik beſchäftigt. Einzelheiten über die
Sitzung und über ihr Reſultat ſind nicht bekannt geworden. Sehr
bemerkenswert iſt aber die Tatſache, daß die Nationalliberalen
auch an dieſer Jitena teilgenommen haben. Anſcheinend hat ſich
die Fraktion über die weitere Teilnahme an den interfraktionellen
Beſprechungen noch nicht entſchieden.

17

Die neuen Steuervorlagen.
Gegenüber etwaigen mißverſtändlichen Auffaſſungen von derMeldung, daß der Bundesrat in ſeiner Sitzung uns 7. Februar

den Entwurf eines Geſetzes über die Aenderung des Kriegs
ſteuergeſetzes vom 21. Juni 1916 angenommen habe, iſt feſt
zuſtellen, daß die beſchloſſene Aenderung ſich lediglich auf eine
etatsrechtliche Verrechnung bezieht. Neue Steuervorlagen wurden
im Bundesrat noch nicht r was auch nicht geſchehen
konnte, weil ſie ihm noch gar nicht zugegangen waren. Vielmehr
iſt die ehe der neuen Steuergeſetze beim Bundesrat erſt
für die nächſ eit in Ausſicht genommen. Dementſprechend
werden auch dem Reichstage die neuen Vorlagen noch nicht mit
dem Etat, ſondern erſt kurz vor der Oſterpauſe zugehen können.

Breitſcheid und die Aktion.
Die Aktion iſt eine Zeitſchrift aller-modernſter Kunſtjünger

die rein pazifiziſtiſch und kosmopolitiſch gerichtet ſind; ſie hat
daher die ſozialdemokratiſche Politik der Landesverteidigung oft
Paeſelt loſſiert, und iſt dafür von der ganzen unabhängigen
Preſſe belobt und nachgedruckt worden. Aber die Aktion iſt weit
davon entfernt, die unabhängigen Gelegenheitspolitiker für Helden
anzuſehen, und ſo lieſt man in ihrer jüngſten Nummer mit Ver-gnügen die treffende nung:

Die Una hängige Sozialdemokratie hat ſich jetzt einen netten
politiſchen i eleiſtet: ſie hat Rudi Breitſcheid, den profeſſio
nellen Parteiführer, zu einem ſeriöſen Reichstagskandidaten
gemacht und dieſe famoſe Kandidatur alſo befürworte begründet,
h Aber er iſt ein guter Redner!“ Na ja. Daß
Rudis Aufſtieg ins Hohe Haus unabwendbar war, ich wußte es.
Unſicher war nur, welche Partei das Glück erjagen würde

Lehte Lokcl- u Provinznachrichten.
Halle, 11. Februar 1918.

Eine außerordenlliche Siadkverordnetenſitzung findet am Don-
nerstag, nachmittags 4 Uhr, ſtatt. Die Tagesordnung enthält u. a.:
Erhöhung der Kriegsbeihilfen, Fondsbildung für ein zweites Stadt
theater, Beitritt zu einer G. m. b. H. für Wohnungseinrichtungen, Vor
arbeiten für den Umbau der Oberrealſchule ſowie Annahme von Stif
tungen und Nachbewilligungen.

Am Sonnabend wurde in ein Manſarden
zimmer der Ludwig Wucherer-Straße eingebrochen und Lebensmittel
im Werte von 140 M. geſtohlen.

Städtiſcher VNahrungsmittelverkauf.
Grieß. Von Dienstag ab auf Marke 124 des Parerbge

ſcheines 13 für jede Perſon Pfd. zum Preiſe von 32 Pf.

pro Pfund. uSe e. Dienstag früh in den einſchlägigen Geſchäften aen bſchnitt 124 des Warenbezugsſcheins 1 e Perſon etwa

t fund auf die ſämtlichen Lebensmittelſcheine ſoweit ſie
isher noch nicht berückſichtigt werden konnten.

emg erven. Dienstag, vormittag von S 12 Uhr:r. en nachmittags von Uhr Nr. 52 501
bis 56 000 der Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule. Ab
a der Abſchnitt 130 des Warenbezugsſcheins 12.

Perſon ein nd; zugelaſſen ſind nur diejeni
aushalte, die die ihnen zuſtehende Menge in den Klein
andelsgeſchäften noch nicht bekommen konnten.

Quark. Dienstag auf die Lebensmittelſcheine Nr. 21 001-385 000bei den Milhhändiern Scharfe, RudolfHaymſtraße 35, Ende,

Delitzſcher Straße 10 und Schenkling, Förſterſtraße 38, ſowie
in den Verkaufsſtellen der Riemberger Molkerei, Beeſener

1, Martinſtraße 11 zrmitteg 8--12 Uhr), Linden
traße 52 (nachmittag 2——6 Uhr). Abzugeben Abſchnitt 1

W r Molkereierzeugniſſe für Kinder von
6- ren. Jede Perſon 200 Gramm zum Preiſe von

e
S



Kanzlerverſprechungen.
Bethmann am 2. Dezember 1914:
Dieſer wunderbare Geiſt, der die Herzen des deutſchen

Volkes durchglüht in nie geſehener Einigkeit, er muß und
wird ſiegreich bleiben.

Und, meine Herren, wenn ein ruhmvoller, wenn ein
glücklicher Frieden erkämpft ſein wird, dann wollen wir dieſen
Geiſt hochhalten als das heiligſte Vermächtnis dieſer furcht
bar ernſten und großen Zeit. Wie von einer Zaubergewalt
find die Schranken gefallen, die eine öde und
dumpfe Zeit lang die Glieder des Volkes trennken, die
wir gegeneinander aufgerichtet hatten in Mißverſtand,
in Mißgunſt und Mißtrauen. Eine Befreiung und
eine Beglückung iſt es, daß nun einmal dieſer ganze Wuſt
und Unrat weggefegt iſt, daß nur noch der Mann
gilt, einer gleich dem anderen, einer dem anderen die Hand
weichend für ein einiges, heiliges Ziel. Jch wiederhole noch
einmal das Wort, das beim Ausbruch des Krieges der Kaiſer
geſprochen hat: Jch kenne keine Parteien mehr,
ich kenne nur noch Deutſche. Wenn der Krieg vor-
über iſt, werden die Parteien wiederkehren. Denn ohne Par-
teien, ohne politiſchen Kampf kein politiſches Leben auch für
das freieſte und einigſte Volk! Aber kämpfen wollen wir da-
für und ich an meinem Teile verſpreche es Jhnen
kämpfen wollen wir dafür, daß es in dieſem Kampfe nur
mehr Deutſche geben darf.

Wir halten durch, meine Herren! Und ich bitte Sie,
durch die Annahme unſerer Vorlage es zu bekräftigen: wir
halten durch, bis wir Sicherheit haben, daß keiner mehr wagen
wird, unſeren Frieden zu ſtören, einen Frieden, in dem wir
deutſches Weſen und deutſche Kraft entfalten und entwickeln
wollen als freies Volk!

Bethmannn am 28. September 1916:
Was anders befähigt uns denn, dieſen Kampf gegen faſt

die ganze Welt ſiegreich zu beſtehen, als die Liebe zu dem
Lande der Väter, die alle ſeine Söhne mit unzerreiß-
barem Bande umſchlingt, was anders als die unver-
dorbene Kraft der Arme und der Herzen, die in dem Ur-
grund des Volkes lebt, aus dem in ewiger Erneuerung
die Geſchlechter heraufſteigen? Nichts von dem, was
uns dieſe Feuerprobe beſtehen läßt, können
wir im Frieden miſſen. Was ſich im Kriege ſowunderbar bewährt, muß auch im Frieden leben und wirken.

Jagdpachtung.
Die Jagdnutzung des 7. gemeinſchaftlichen Jagd-

bezirks (Halle-Cröllwitz) auf die Zeit vom 1. Juli 1918
bis 30. Juni 1923 ſoll am
Donnerstag, dem 14. Februar 1918, vormittags 11 Uhr

im Stadthauſe, Marktplatz 2, Beratungszimmer 3, öffent-
lich meiſtbietend verpachtet werden.

Die Pachtbedingungen haben vom 10. bis 24. Januar
1918 öffentlich ausgelegen, werden auch im Termin noch-
mals bekannt gemacht werden.

Halle, am 5—. Februar 1918.
Der Jagdvorfſteher.

Galleſcher

AUnermeßliche Arbeit erwartet mich, ſo ſchrieb Friedrich
der Große, als der Siebenjährige Krieg zu Ende ging. Un
ermeßliche Arbeit, das war für uns die Wirkung aller der
großen Kämpfe, in denen wir ſeit 150 Jahren um unſere
Exiſtenz gerungen haben. Unermeßliche Arbeit war unſer
Glück und wird es wieder ſein. Die gewaltigen Aufgaben,
die auf allen Gebieten des ſtaatlichen und ſozialen, des wirt
ſchaftlichen und politiſchen Lebens unſer harren, bedürfen z
ihrer Löſung aller Kräfte, die in unſerem Volke
leben. Eine Staatsnotwendigkeit, die ſich gegen alle Hem-
mungen durchſetzen wird, iſt es, dieſe Kräfte, die da ſind, im
Feuer geglüht, die nach Schaffen und Wirken rufen und. ver
langen, für das Ganze zu nützen. Freie Bahn für alle
Tüchtigen, das ſei unſere Loſung. Wenn wir dieſe Lo-
ſung vorurteilsfrei durchführen, dann wird unſer Reich, feſt
gefügt, weil jeder Stein und jeder Balken mitträgt und mit
ſtützt, einer gefunden Zukunft entgegengehen; dann werden
die Starken aus allen Ständen gern und freudig teilnehmen
an den Werken des Friedens wie jetzt am blutigen Kampfe.

Bethmann am 27. Februar 1917: J.
Meine Herren, auch über die großen innerpolitiſchen Pro-

bleme will ich mich auf einige allgemeine Bemerkungen be
ſchränken. Wie um die Kriegsziele, ſo gehen auch über die
Geſtaltung unſerer innerpolitiſchen Verhältniſſe die Mei
nungen hin und her. Neuorientierung! Kein
ſchönes Wort! Jch glaube, ich nehme es heute zum erſten

ſtellung. Als ob es in unſerem Belieben läge, ob wir uns

von dem ein ergreifendes Wort eines feldgrauen Dichters

treueſter war, eine Nation, die es tauſendfältig jeden

fahr beſtehen und überwinden kann, meine

Bahn werfen laſſen.
Ueberall, wo politiſche Rechte neu zu ordnen ſein werden,

AltePromenadeſſa
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Das Tagebueh
des Dr. Hart.

Film in 1 Vorspiel und 3 Akten

„Der Blusenkönig“
mit Ernst Lubitseh.

was es getan hat dieſe Vorſtellung iſt mir immer als

neu orientieren wollen oder nicht. Nein, meine Herren, eine mein e
neue Zeit mit einem erneuerten Volke iſt da. ſtellen und ihrer Wiederkehr vorzubeugen.
Der gewaltige Krieg hat ſie geſchaffen. Ein Jn dieſem Sinne haben bereits Verhandlungen mit den zu
Geſchlecht, das in ſo ungeheurem Erleben bis in die letzten ſtändigen militäriſchen Stellen ſtattgefunden, deren Ergebnis
Faſern ſeiner Empfindungen erſchüttert worden iſt, ein Volk ſein Erlaß des Kriegsminiſters vom 18. November iſt, der

n 3 den Wünſchen der Preſſe und des Reichstags Rechnung trägt.
ſagen konnte, daß ſein ärmſter Sohn auch ſein ge Namentlich im Verbot der Zeitungen ſoll

ndfö eine Milderungeintreten, und es ſoll ein engeres
Tag erfahren hat, daß nur geſamte Kraft die äußere Ge Verhältnis zwiſchen den Herausgebern und der Zenſur ſtatt

Herren, das finden.
ſind lebende Kräfte, die ſich von keinem Parteiprogramm kommen.
weder von rechts noch von links einzwängen oder aus ihrer Verſammlungsrecht.

e ree

geradezu entwürdigend erſchtenen ſondern es handelt
ausſchließlich darum, den ririgen politiſchen
ſtaatlichen Ausdruck für das zu finden, was
dieſes h eiſtiGewaltige politiſche, g wirtſchaftliche, ſoziale Auf
gaben ſtehen uns nach dem bevor. Löſen können wir
ſie nur, wenn die geſamte Kraft, deren Zuſammen
faſſung uns allein befähigt, dieſen Krieg zu gewinnen,
wenn dieſe Kraft auch im Frieden fortwirkt, wenn ihr die
Bahnen geſchaffen werden, in denen ſie frei und freudig fort
wirken kann.

Wer hiergegen einwenden wollte, daß nach den Be
freiungskriegen vor hundert Jahren die Hoffnun
auf eine volkstümliche Umgeſtaltung des inneren deutſchen
Weſens getäuſcht wurden, der überſähe ganz den Unterſchied
in den treibenden Kräften.

Hertling am 29. November 1917:
Was die Zenſur betrifft, ſo bin ich gern bereit, der

freien Meinungsäußerung zu ihrem Rechte
W verhelfen, ſoweit vaterländiſche Intereſſen nicht im

ege ſtehen. Gewiſſe Schranken werden ſich im Kriege nie
mals vermeiden Iaſſen. Gegenüber den ſtrengen Zuſurmaß-
regeln in den anderen Ländern befinden wir uns ja heute
ſchon in der Lage eines Spielers, der mit offenen
Karten ſpielt, während die Gegner die ihrigen verſtecken.
Noch jüngſt hat Clemenceau jede Milderung der Zenſur ab

mal in den Mund, und es erweckt ſo leicht eine falſche Vor gelehnt, derſelbe Clemenceau, der als Journaliſt mit größter
Erbitterung gegen die Zenſur angekämpft hatte. Es iſt

ernſtes Beſtreben, Mißſtände abzu

Jch bin gern bereit, allen Wünſchen entgegenzu-
Dasſelbe gilt für das Vereins- und

7

Worte, nichts als Worte. Wie viele ſolcher Verſpre
da handelt es ſich nicht darum, das Volk zu belohnen für das, n ſollen wir noch erleben, ehe den Worten Taten folgen

erden?

Fernruf 5738. Fernruf 1224.

von Hans Brennert.
v Drama in 3 Akten.

Lustspiel in 3 Akten.ausfrauenbund (E. V.)
athausſtr. 17 I Geöffnet täglich von 10--12 Uhr

Kochkiſten Verkauf
Jugendtiehe haben von3-5 Uhr Zutritt. J

Lustspiel in 3 Akten.

Leipziger Straße 88
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Gunnar Tolnaes
der Darsteller des Maharadseha
Der Mann ohne Gnacle.

Oossi Oswalda
„Wenn vier dasselbe tun“.

Umpreßhüte
werden angenommen. Preis J.50 M.

Lieferzeit J Wochen.
Umarbeltungen nach

en neueſter Form.
Große Auswahl in Blumen.

Fritz Möſenthin
Burgſtraße J gegenüber der Burg.

(Stück von 6.50 M. an)
und Beratung

Verkauf von zum PreiſeAue 2 15 T. das fnleitung zur Herſtellung von Hausſchuhen.Unterrichtsgeid 1 Mark, für Mitglieder 30 Pf.
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Dieſe Frage hat Genoſſe Eduard David in einer
vor dem holländiſch ſkandinaviſchen Friedens
komitee in Stockholm am 6. Juli 1917 gehaltenen
Rede beantwortet. Dieſe Rede iſt unter vorſtehen
dem Titel ſoeben in unſerem Verlag im Druck
erſchienen. Aus dem Jnhalt heben wir hervor:
Die imperialiſtiſchen Grundurſachen. Die
Entente als t ndikat. Die Politikder Jena Die Einkreiſung Deutſch
lands. Die Größe der Gefahr für Deutſch
land. Der Ausbruch der Kriſis uſw.

Die Broſchüre iſt auch durch jede Buchhandlung
beträat Mzu bezieben. Der Preis

Zu beziehen durch die
Buchhandlung Volksstimme, Br. Urichstr. 77

Wachstuchreste

fuchhancbung erſ
Fernsprecher 5407 HALIE är. Vlrichstraße 27 O

u ſnüſſf VEmpfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

1 Zeitschrift zur Verfechtung der In-Die Gleichheit teressen der rhaftengen Frau.

Einzelnu mmer 10 t.1 Wochenschri enthaltendIn freien Stunden spannende Waare und r
teressante Erzählungen für jede Arbeiterfamilie. Wöchentlich
eine Nummer zum Preise von 115 Pfk,

Der Wahre Jacob e
Nummer 7 7 17 7 I 7 l7 4 7 7 a 7 7 I7 7 15

Berliner Illustrierte Zeitung
Einzelnu mmer 10Arbeiter -Gesundheits-Bibliothek
herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 yer-

schiedene Bändchen à 20Pt.
Dokumente zum Weltkrieg

Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek
der beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Modenzeitung Prauenzeitung Praktische Damenmode
Hausschneiderei/Sonntagszeitung/Deutsche Modenzeitung
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 35. Halle, Montag den II. Februar 1918.

Halle und Saalkreis.
Halle, 11. Februar 1918,

Auswüchſe im Kohlenhandel.
Trotzdem ſeit einiger Zeit die Kohlenbezüge für Hausbrand

und viele andere Jnduſtriezwecke eingeſchränkt worden ſind, iſt es
bisher keineswegs in allen Fällen den Jnhabern von Kohlenkarten
möglich geweſen, die ihnen zuſtehenden Mengen zu erhalten. Die
Zufuhren reichten eben nicht aus, um alle Anſprüche zu befriedigen,
und es blieb mancher Bedarf ungedeckt. Daraus wird man den
Kohlenhändlern keinen Vorwurf machen können, denn ſie ſind nur
in der Lage, diejenigen Mengen weiterzugeben, die ſie ſelbſt er

halten. Was aber manchmal zu Bedenken Anlaß gibt, iſt die
Verteilung der beſchränkten Mengen auf die einzelnen Ver-
braucher.

Am gerechteſten wäre natürlich eine prozentuale Kürzung, für
alle Verbraucher, wenn die zur Verfügung ſtehenden Mengen
hinter dem geſamten, durch Kohlenkarten gekennzeichneten Bedarf
zuvückbleiben. Ein ſolches Verfahren wird ſich allerdings nicht in
allen Fällen ermöglichen laſſen, da die Lieferungen an die Kohlen

händler nicht auf einmal eingehen und es ſich beim Beginn des
Verkaufs an die Kundſchaft noch nicht beurteilen läßt, wie hoch

die geſamten für die Verteilung verfügbaren Beſtände ſein wer-
den. So kommt es, daß die Händler, wenn ſie eine Auswahl unter
einer Zahl vorliegender Beſtellungen zu treffen haben, häufig
nach dem Grundſatz vorgehen, daß ſie ihre alten Kunden vorzugs-
weiſe bedienen. Dieſes Verfahren iſt keineswegs ideal, aber immer-
hin bis zu einem gewiſſen Grade verſtändlich,

Neuerdings haben aber manche Kohlenhändler noch zu einem
andern Modus der Verteilung gegriffen, wenn die ihnen zur Ver
fügung ſtehenden Vorräte nicht zur Ausführung ſämtlicher Be
ſtellungen ausreichten. Sie treten an gewiſſe, meiſt größere Ab
nehmer mit der Aufforderung heran, ſich zum ausſchließlichen
Bezuge ihres geſamten Kohlenbedarfs für einen Zeitraum von
etwa drei Jahren gegenüber ihrer Firma zu verpflichten. Natür-
lich wird die jetzige Lieferung nicht ausdrücklich an die Bedingung
geknüpft, daß ein derartiger langfriſtiger Vertrag eingegangen
wird. Aber praktiſch entwickeln ſich die Dinge nicht ſelten ſo, daß
die Lieferung nur dann erfolgt, wenn der Kunde auf den lang-
friſtigen Vertrag eingeht. Gegen derartige Verſuche, aus der
gegenwärtigen Notlage der Kohlenverbraucher Vorteile zu ziehen,
muß ſchärfſter Ginſpruch erhoben werden. Man kann einem Ver-
braucher nicht zumuten, ſich gegen ſeinen Willen jahrlang an einen
Lieferanten zu binden, deſſen Verkaufspreiſe, Lieferungsbedin-
gungen und Lieferungsfähigkeit ſich auf einen ſo langen Zeitraum
gar nicht überſehen laſſen.

Der Einwand, daß alle Kohlenhändler von den Produgzenten
ungefähr gleichmäßig mit derſelben Ware zu demſelben Preiſe ver
ſorgt werden, iſt nicht ſtichhaltig, denn die Syndikate können auf
gelöſt werden, und eine gänzliche Aenderung der Markt- und
Lieferungsverhältniſſe würde die Folge davon ſein. Ebenſo hin
fällig iſt die Begründung, die meiſtens der Forderung der Händler
nach außen hin gegeben wird. Sie motivieren ſie nämlich zum Teil
damit, daß ſie im Hinblick auf die von ihnen zu führenden Ver
handlungen mit ihren Lieferanten uſw. eine Ueberſicht über ihren
Bedarf gewinnen müßten. Dem iſt entgegenzuhalten, daß die
Kohlenproduktionsverbände ihrerſeits Lieferungsverträge nur je-
weils für ein Jahr abſchließen, ſo daß der Händler ſeinen Bedarf
gar nicht für drei Jahre zu überblicken braucht, wenn er Bezug
und Abſatz miteinander in Einklang bringen will. Um ſo weniger
iſt die Forderung nach derartigen Verträgen zu rechtfertigen,

„J S 2. Jahrgang.
Die Informalionsreiſe, die der Oberbürgermeiſter vergangene

Woche nach den weſtlichen Induſtriegebieten ausgeführt hat, iſt nicht
nur gemeinſam mit dem erſten Bürgermeiſter von Merſeburg geſchehen,vielmehr haben ſich daran auch die Bürgermeiſter von Weigenfels

Naumburg, Zeitz, Bitterfeld uſw. ſowie eine Anzahl Landräte beteiligt,
insgeſamt 22 Kommunal und Regierungsbeamte. Dies feſtzuſtellen,
iſt immerhin wichtig, da dieſe Reiſe bekanntlich vom Regierungspräſi
denten veranlaßt wurde und dem Wohnungsweſen galt.

Zur Gewährung der Familienunterſtützungen hat der
Miniſter des Jnnern unterm 3. Februar u. g. folgendes beſtimmt:
Wird der Antrag auf Gewährung von Familienunterſtützung erſt
geraume Zeit nach der Einberufung der Dienſtpflichtigen geſtellt,
ſo iſt die Unterſtützung in der Regel erſt vom Zeitpunkte der Stel-
lung des Antrages ab zu bewilligen. Hat die Bedürftigkeit aber
ſchon früher beſtanden und wird insbeſondere von den Unter
ſtützungsberechtigten nachgewieſen, daß ihre Einkünfte zum Unter-
halt nicht ausgereicht haben, ſo kann die Familienunterſtützung
auch noch für eine zurückliegende kürzere Zeit gewährt werden.
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Du coccokkokoko0o
die bolköſtimme zu abonnieren

hat jetzt jeder denkende Arbeiter
mehr denn je Anlaß!

Warum?
Dieſe Hrage wird ſich jeder klaſſen
bewußte Proletarier ſelbſt beant
worten können. Die Schwere dieſer

harren, ſind es, die ihn dazu
bewegen müſſen.

Arbeiter! Gewerkſchaftler!
Abonniert eure Zeitung, werbt und

agitiert für die

„volksſtimme“

Seit und die Kufgaben, die ihrer

Wird der Unterſtützungsanſpruch dagegen gleich nach dem Dienſt-
eintritt geltend gemacht, ſo muß die Familienunterſtützung bei
vorhandener Bedürftigkeit vom Tage des Dienſteintritts oder des
Hinmarſches zum Geſtellungsort an gezahlt werden.

Abgabe von Kartoffeln an Reiſende. An manchen Orten
kommen Reiſende dadurch in Schwierigkeiten, daß ſie Kartoffel-
marken, die an den betreffenden Orten gültig ſind, nicht beſitzen.
Der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts hat daher, wie wir
hören, den Kommunalverbänden empfohlen, Einrichtungen zu
treffen, daß Reiſenden, die in Gaſtſtätten Reichsfleiſchkarten eines
fremden Kommunalverbandes vorzeigen, Kartoffeln und Kartoffel-
gerichte ohne weiteren Ausweis verabreicht werden können.

Aus der heimiſchen Induſtrie. Die Generalverſammlung der
Fabrik landwirtſchaftlicher Maſchinen F. Zimmermann u. Co. Akt.Geſ.
in Halle beſchloß die Verteilung einer Dividende von 10 Prozent (i. V. 9)
auf beide Aktienarten. Dar Reingewinn einſchließlich des Vortrages
beträgt 484 266 (305 900) M. Für Kriegsgewinnſteuer werden 160 000
Mark zurückgeſtellt und dem Arbeiterunterſtützungsfonds 20 000 M.,
dem Beamtenunterſtützungsfonds 20 000 M. überwieſen und ebenfalls
20 000 M. für Kriegswohlfahrtszwecke zurückgeſtellt. Der Vortrag auf
neue Rechnung wird auf 18 045 (14 834) M. bemeſſen. Abgeſchrieben
werden 219 996 (68 785) M. In der Bilanz erſcheinen 1 600 853
(1 166 945) M. Beſtände, 1 249 798 (1 242 828) M. Außenſtände,
170 292 (170 493) M. Effekten, unter den Paſſiven 302 064 (149 320)
Mark Buchſchulden. Ueber die Ausſichten des neuen Jahres teilte die
Verwaltung mit, daß Aufträge bis in den Hochſommer hinein vor

Das Abenteuer der Keufahrsnacht.

4 Novelle von Heinrich Zſchokke.
„Meine Gräfin ſtammelte er und geriet in Ver

legenheit, als ſie ihren hellen, ſchwärmeriſchen Blick auf ihn

„Prinz,“ ſagte die Gräfin, „Sie waren vor einer Stunde
beinahe zu mutwillig.“

„Schöne Gräfin, ich bin dafür jetzt deſto ernſthafter.“
„Deſto beſſer; ſo darf ich Sie nicht fliehen, Prinz.“
„Schöne Gräfin, eine Frage nur erlauben Sie mir: tun

Sie auch in dieſem Nonnenkleide aufrichtige Buße für Jhre
es S habe icht büß„Jch nichts zu büßen.“

Aber doch, Gräfin, Jhre Grauſamkeiten Jhr Un-recht gegen den lieben Braminen, der dort drüben von Gott

und aller Welt verlaſſen ſteht.“
Die ſchöne Carmeliterin ſchlug die Augen nieder und

ward ein wenig unruhig.
„Wiſſen Sie auch, ſchöne Gräfin, daß der Kammerherr

an der Freudenwalder Geſchichte ſo unſchuldig iſt, wie ich?“
„Wie Sie, Prinz?“ ſagte die Gräfin, und runzelte die

Stirn: „Was ſagten Sie mir erſt vor einer Stunde?“
„Sie haben Recht, liebe Gräfin, ich war zu mutwillig.

Sie ſelbſt ſagen es ja. Nun ſchwör ich, der Kammerherr
mußte auf Befehl der Königin Mutter nach Freudenwald,
mußte gegen ſeinen Willen dahin, mußte beſtändig der Kava
Ker der ihm verhaßten Reizenthal ſein

„Der ihm verhaßten!“ lächelte ſpöttiſch und bitter die
n.

„Ja, er verachtet die Baronin. Glauben Siemir, g hat n die Baroneſſe faſt alle Grenzen des An
ſtandes derletzt, hat ſich durch ſein Betragen vielen Verdruß

handen ſeien; es ſei, ſoweit ſich die Ausſichten überſehen an wieder
ein befriedigendes Ergebnis zu erwarten. Hinſichtlich des Zuſammen
ſchluſſes der Fabriken für landwirtſchaftliche Maſchinen wurde hervor
gehoben, daß ſich der Verband ferner als eine Notwendigkeit im Jnter-
eſſe der Regelung der Preis und Rabattverhältniſſe erwieſen habe.

Gegen die Obſtweinpantſcherei. Nach einer Bekanntmachung
der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt, iſt die gewerbsmäßige Ver
arbeitung von Obſtwein (auch Rhabarberwein) zu Getränken
irgendwelcher Art, einſchließlich der Miſchung aus verſchiedenen
Fruchtarten gekelterter Obſtweine, mit Ausnahme reiner Mi
ſchungen von Apfel- mit Birnenweinen, verboten. Ausnahmen von
dem Verbot können auf Antrag durch die Reichsſtelle unter Feſt
ſetzun der Abſatzbedingungen zugelaſſen werden. Nach den
15. März 1918 dürfen im Kleinhandel nur ſolche aus Obſtwein
hergeſtellten Getränke feilgehalten werden, die nachweisbar vor
dem 1. Februar 1918 von dem Kleinhändler erworben wurden.
Damit iſt der Verwendung des Obſtweins zu Kognakverſchnitt und
minderwertigen Punſchgetränken ein Riegel vorgeſchoben worden.

Städtiſche Näh-Kurſe für Mädchen. An der hieſigen Handels
und Gewerbeſchule für Mädchen ſind, wie der Magiſtrat mitteilt, Kurſe
eingerichtet worden, in welchen kaufmänniſchen Angeſtellten Gelegenheit
geboten wird, ſich im Schneidern, Nähen und Ausbeſſern ſowie in
Aendern getragener Kleidungsſtücke auszubilden. Der Unterricht findet
abends von 246 bis 8 Uhr ſtatt. Das Schulgeld für zwei Abende
wöchentlich beträgt 2 M. für den Monat. Anmeldungen werden
Montag und Donnerstag von 5 bis 6 Uhr von der Vorſteherin in der
Kloſterſchule entgegengenommen.

Iſt die erhöhle Löhnung auch für Kriegsgefangene und Vermißle
zu zahlen? Die Allgemeine Zeitung brachte dieſer Tage eine Noti,,
nach der es nicht zutreffend wäre, daß auch die Löhnung, die an die An
gehörigen von Kriegsgefangenen und Vermißten gezahlt werde, vom
21. Dezember 1917 an erhöht worden ſei, wie die Zeitungen berichte
hätten. Zum Beweiſe dafür wurde ein Schreiben einer Bataillons
Kaſſenkommiſſion abgedruckt. Demgegenüber ſei darauf hingewieſen,
daß dann dieſe Angelegenheit verſchieden gehandhabt wird. Uns liegt
z. B. ein Schreiben des 1. Bat. Landw. Jnf.Regt. Nr. 36 (Halle) vor,
nach dem es ausdrücklich den Empfängern ſolcher Löhnung anheimge-
ſtellt wird, ein Geſuch auf Auszahlung des höheren Betrages von
21 M. monatlich einzureichen, wenn die „Bedürftigkeit“ der Ange
hörigen vorliegt und von der Ortsbehörde beſcheinigt wird. Wir fin-
den dieſe Praxis auch als ganz richtig. Da aber doch, wie das Schrei-

ſtehen, wäre es das richtigſte, wenn das Kriegsminiſterium eine einheit
liche Anordnung im Sinne der erhöhten Zahlung erließ.

Fundgegenſtände der Straßenbahn. In der Zeit vom 1. bis 31
Januar ſind in den Wagen der ſtädtiſchen Straßenbahn gefunden wor
den: 1 Regenſchirm, 5 Paar Handſchuhe, 3 Schlüſſel, 1 Handtaſche,
1 Geldtäſchchen, 1 Spazierſtock, 1 Pappkaſten mit Strümpfen und 1
Blechflaſche, 1 Beutel, 1 Buch, 1 goldener Trauring, 1 Schürze, 1
emaillierte Kanne, 1 Pelzkragen, 1 Topf, 1 meſſing. Fingerring,
1 Laterne, 1 Taſchenmeſſer, 1 Geſangbuch und. 1 Schreibzeugfutteral.
Die Verwaltung der ſtädtiſchen Straßenbahn fordert die Eigentümer
auf, ihre Anſprüche innerhalb 14 Tagen bei der Kaſſenſtelle, Seebener
Straße 62, geltend zu machen. Nach Ablauf von 3 Monaten werden
a e hen bei der Altkleider-Verwertungsſtelle, Leipziger Straße 17,
abgeliefert.

Logisdieb. Am 5. Februar nachmittags gegen 435 Uhr, hat ein
angeblicher Kriegsinvalide Braun in einem Hauſe auf dem Weidenplan
ein möbliertes Zimmer gemietet und 20 M. Miete im voraus be
zahlt. Alsbald hat er auch zwei braune Handkoffer gebracht, die ſeine
Arbeitsſachen enthalten ſollten. Am nächſten Morgen iſt er jedoch ver
ſchwunden geweſen und mit ihm folgende Sachen des Vermieters, de
ein Jnvalide iſt: 1 rote Plüſchdecke mit gelbgemuſterter Kante und
Franſen, 1 rote Plüſchſchrankdecke mit roter Schnur und o
1 rote wollene Sofadecke mit roter Schnur eingefaßt, 2 Fenſter Gardi
nen mit dazugehörigen roten Satin-Uebergardinen, dieſe mit braunem
Futter abgefüttert, 1 grauer, rotgemuſterter Teppich, 2 mal 2,30 Meter
groß, 2 graue, rotgemuſterte Bettvorleger, 1 weißleinener Bettbezug
gezeichnet B. M. im Monogramm, 1 Kopftiſſen von rotem Jnleit,
1 weißes Handtuch, Blumenmuſter, gezeichnet B. M. im Monogramm,
1 rote Steppdecke, rot abgefüttert, 1 weißes geſticktes Ueberhandtuch.
Der angebliche Braun iſt 25 bis 28 Jahre alt, etwa 1,80 Meter groß,
kräftig, hat dunkelblondes Haar und Schnurrbart und war bekleidet mit
langem, braunen Ueberzieher, weichen braunen Hut. Wer Angaben
zur Ermittlung des durch ſeine Größe auffälligen Täters oder der' ge
ſtohlenen Sachen machen kann, wird erſucht, ſich bei der Kriminalpolizei
(Dreyhauptſtraße 4), Zimmer 36 oder 37, zu melden.

Vermißt wird. noch immer feit dem 14. Januar das Dienſtmäd-
chen Elſe Baatz, am 8. Juni 1897 zu Jüterbog geboren. Sie iſt mittel
groß, unterſetzt, hat hohe Stirn, dunkelblondes Haar, rundes, volles,
aber blaſſes Geſicht und aufrechte Körperhaltung. Bei ihrem Fortgang
trug ſie einen dunkelgrünen Rock und ſchwarze Taille. Es wird ver
mutet, daß ſie ſich ein Leid zugefügt hat. Wer über ihren Verbleib

„Wie kommt es, Prinz, daß Sie ſich für Pilzow ſo leb-
haft intereſſieren? Sonſt wars doch nicht ſo.“

„Es geſchieht, Gräfin, weil ich ihn vorher nicht kannte,
noch weniger ſeine traurige Lage, in die Sie ihn ſtürzten.
Jch ſchwöre Jhnen, er iſt unſchuldig. Sie haben ihm nichts
zu verzeihen, aber wohl er Jhnen.“

„Still!“ liſpelte die Carmeliterin mit erheiterten Mie-
nen: „Man achtet auf uns. Kommen Sie hinweg von hier!“

Sie legte ihre Larve vor, ſtand auf und gab dem ver
meinten Prinzen den Arm. Beide gingen den Saal ent-
lang, dann in ein leeres Seitenkabinett. Hier führte die
Gräfin bittere Klagen gegen den Kammerherrn; aber es
waren nur Klagen eiferſüchtiger Liebe. Sie trocknete eine
Träne ab. Da trat ſchüchtern der zärtliche Bramine herein.
Es entſtand tiefe Stille. Philipp wußte hier nichts Beſſeres
zu tun, als er führte den Kammerherrn zur Carmeliterin,
legte beider Hände ineinander, ohne ein Wort zu ſagen, und
überließ ſie ihrem Schickſal. Er ſelbſt ging in den Saal
zurück.
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Hier ſtieß ihn ein Mameluk an, und ſagte haſtig „Gut,
Domino, daß ich Sie finde. Jſt das Roſenmädchen hier im
Kabinett?“ Der Mameluk trat hinein, und kam den Augen-
blick wieder zurück. „Auf ein Wort allein, Domino!“ und
führte Philipp in einen entlegenen Teil des Saales ans
Fenſter.

„Was ſteht zu Befehl?“ fragte Philipp.
„Jch beſchwöre Sie,“ ſagte der Mameluk mit gedämpfter,

aber fürchterlicher Stimme, „wo iſt das Roſenmädchen?“
„Was geht mich das Roſenmädchen an?“
„Aber mich deſto mehr!“ entgegnete der Mameluk, deſſen

gepreßte Stimme, deſſen unruhige Bewegungen eine ſchreck-
liche Gärung ſeines ganzen Jnnern verrieten: „Mich deſto
mehr! Es iſt mein Weib. Sie wollen mich unglücklich
machen. Prinz, ich beſchwöre Sie, treiben Sie mich nicht zum
Wahnſinn. Laſſen Sie von meinem Weibe.“

„Von Herzen gern!“ antwortete Philipp trocken: „Was
habe ich mit Jhrer Gemahlin zu ſchaffen?“

weiß es. Und das alles tat eer für Sie.ehe r Sie betet er an. Und Sie Sie
Famen ihn verſtoßen!“

Aeußerſten entſchloſſen, und ſollte es mir das Leben koſten.
Verſtellen Sie ſich keinen Augenblick länger vor mir. Jch
habe Alles entdeckt. Hier, da ſehen Sie hier iſt das
Billett, das Jhnen das, falſche Weib in die Hand drückte,
und Sie, ohne es geleſen zu haben, im Gedränge verloren.“

Philipp nahm den Zettel. Mit Bleiſtift war von einer
weiblichen Hand darauf geſchrieben: „Aendern Sie die Maske.
Alles kennt Sie. Mein Mann beobachtet Sie. Mich kennt
er nicht. Wenn Sie artig ſind, lohn ichs Jhnen.“

„Hm!“ brummte Philipp: „Das iſt, ſo wahr ich lebe,
nicht an mich geſchrieben. Jch bekümmere mich um Jhre
Gemahlin wenig.“

„Himmel und Hölle, Prinz, machen Sie mich nicht
raſend. Wiſſen Sie, wen Sie vox ſich haben? Jch bin der
Marſchall Blankenſchwerd. Daß Sie meinem Weibe nach-
ſtellen, iſt mir ſeit der letzten Redoute am Hofe nicht mehr
unbekannt.“

„Herr Marſchall,“ verſetzte Philipp, „nehmen Sie mirs
nicht übel, die Eiferſucht blendet Sie. Wenn Sie mich recht
kennten, Sie würden von mir ſo tolles Zeug gar nicht denken.
Jch gebe Jhnen mein Ehrenwort, Jhre Gemahlin ſoll Ruhe
vor mir haben.“

„Jſt es Jhr Ernſt, Prinz?“
„Vollkommen.“

„Geben Sie mir den Beweis.“

„Wie verlangen Sie ihn?“ J„Sie haben ſie bisher abgehalten, ich weiß es, zu
ihren Verwandten nach Polen mit mir zu reiſen. Bereden
Sie ſie jetzt dazu.“

„Von Herzen gern, wenn Jhnen damit gedient iſt,“
Alles, königliche Hoheit, Alles! Sie verhüteh ent

ſetzliches, unvermeidliches Unglück.“

bald weinerlich, bald flehend, bald drohend, daß dem guten

mit ihm vor aller Welt Händel beginnen. Und das war

„Oh, Prinz! Prinz!“ rief der Mameluk: „Jch bin zum Fortſetzung folgt.

ben der Allgemeinen Zeitung beweiſt, verſchiedene Auffaſſungen be

Der Mameluk plauderte noch ein Langes und Breites,

Philipp bange ward, der Menſch könne in ſeiner Tollheit
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ihm eben nicht gelegen. Er war froh, als er von ihm abkam.



A machen kann, wird erſucht, es der Kriminalpeazei, Dreyhaupie wer Gleichzeitig t die ſtromab
wärts gelegenen Behörden erſucht, ihr Augenmerk auf angeſchwemmteLeichen zu richten. uf

Möbelintereſſenten zur Milderung der Möbelnot. Die Handelskammer zu Magdeburg hatte ſich auf Erſuchen des geg.

zungspräſidenten gutachtlich darüber zu äußern, wie der durch den
Krieg hervorgerufenen Möbelnot am wirkſamſten zu begegnen ſei,
und welche Maßnahmen getroffen werden könnten, um preiswerten
Hausrat für geringbemittelte Kriegsgetraute, die im Frieden
einen eigenen Hausſtand gründen wollen, zu beſchaffen. Jn einer
Beſprechung mit Vertretern der Fachkreiſe wurde feſtgeſtellt, daß
die Möbelknappheit in erſter Linie auf die Schwierigkeiten der
Materialbeſchaffung zurückzuführen ſei, die nur mit Hilfe des
Staates und der Forſtverwaltung, die Holz, Leim, Lack ſowie
andere Materialien frei geben und zur Verfügung ſtellen müßten,
behoben werden könnten. Jm Jntereſſe der Arbeiterbeſchaffung
dürfte es ſich empfehlen, die mit der Herſtellung von Einheits-
möbeln betrauten Betriebe als kriegswichtig anzuerkennen, damit
ihnen ihre Arbeitskräfte nicht entzogen, und weitere Hilfsdienſt-
vflichtige zugewieſen werden können. Erforderlich wäre es auch,
daß Beſchränkungen aller Kriegsmaterial herſtellenden Fabriken,
die gleichzeitig auch Möbel anfertigen und nur den zehnten Teil
ihrer Arbeiterſchaft für dieſen Fabrikationszweig verwenden dürfen,
während die übrigen für den Kriegsbedarf tätig ſein müſſen, auf-
gehoben würden. Des weiteren ſollten Gefangene, die ſich nach den
bisherigen Erfahrungen zum Teil ſehr gut zur Beſchäftigung in
Möbelfabriken eignen, in größerer Zahl als bisher zur Verfügung
geſtellt werden. Der zuſtändigen Stelle wurde ein dem Ergebnis
dieſer Beratung entſprechender Vorbericht erſtattet. Um einen
Ueberblick zu gewinnen, in welchem Umfange am Platze Möbel an-
gefertigt werden können, ſollen die dortigen Herſteller demnächſt
zu einer Beſprechung zuſammengerufen werden.

Kriegsgeſellſchaften über Kriegsgeſellſchaften und nichts
zum „Bewirtſchaften“! Jm Reichsanzeiger veröffentlicht der Reichs
tommiſſar für die Fiſchverſorgung, Herr v. Flügge, eine umfang-
reiche Bekanntmachung über die Feſtſetzung von Preiſen für Süß-
waſſerfiſche. Wir wollen unſern Leſern nicht durch die Aufzählung
all der Fiſche, wie Aale, Zander, Maränen, Barſche, Bleie, Plötzen
und ſo fort den Mund wäſſrig machen, ihnen auch nicht die relativ
billigen Preiſe verraten, denn die Nachfrage würde zu groß ſein.
Aber Herrn v. Flügge möchten wir bitten, der Oeffentlichkeit mit-
zuteilen, wo dieſe Fiſche nicht nur für die Kleinkaufleute, ſondern
auch für das Publikum zu haben ſind. Mit der Aufführung von

ſage und ſchreibe vierzig Kriegsfiſchgeſellſchaf-
ten, die alle den „Verkehr mit Fiſchen“ vermitteln ſollen, iſt es
leider nicht getan. Denn bisher iſt das Ergebnis der vierzigfachen
Anſtrengung nur geweſen, daß die Waren vom Markt verſchwanden,
ſtatt auf den Markt zu kommen. In einer weiteren amtlichen
Notiz, die euphemiſtiſch „Zum Allgemein-Wohl“ überſchrieben iſt,
wird mitgeteilt, daß auch das Kriegsernährungsamt ſich im Ein-
vernehmen mit der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt entſchloſſen
habe, einem dringenden Bedürfnis abzuhelfen und eine neue
Kriegsgeſellſchaft zu begründen. Sie nennt ſich „Wildfrucht“
und iſt eine eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftung
mit dem Auftrage mtliche wildwachſenden Pflanzen, Kräuter,
Früchte, Beeren, Blätter, Sämereien und ſonſtige dem freien Zu-
griff unterliegenden Naturerzeugniſſe zu ſammeln und zu ver-
werten. Wir befürchten, daß bald keine Klubſeſſel mehr für die
vielen neuen Kriegsgeſellſchaffen zu haben ſein werden. Was
dann

Wann wird mit dieſem Schund aufgeräumt? Die bürger-
lichen Provinzblätter bringen Romane von einer Art, daß es
einem geradezu die Stiefel auszieht, wenn man nur ein paar
Zeilen davon lieſt. Den Löwenanteil daran haben die berüchtigten
Vielſchreiberinnen N. Lehne, Anny Wothe und Courths-Mahler.
Jn welcher Art dieſe ihren Schund „zuſammenſchmieren, ſei an
folgender Stelle aus dem Kriegsroman „Seine Hoheit“ gezeigt:

Die erſte Granate traf einen Wagen und zertrümmerte ihn,
ohne daß jemand verletzt wurde. Die zweite Granate fiel mitten
zwiſchen eine Gruppe deutſcher Soldaten von Willbergs Kompanie.
Ehe dieſe Granate jedoch explodieren konnte, hob Fritz Willberg
dieſelbe mit Blitzesſchnelle auf und warf ſie mit kräftigem Schwung
in die feindliche Stellung zurück, wo ſie explodierte. Und ſo kamen
nacheinander zwölfe ſolcher Granaten geflogen, und Willberg fin
ſie mit ſeinen ſtarken Armen auf und warf ſie alle wieder zurück,
ehe ſie Schaden anrichten konnten. Jedesmal konnte er annehmen,
daß die Granate zu früh krepieren und ihn in Stücke reißen würde.
Aber das hinderte ihn nicht, ſein Werk zu vollenden. Seine Hände
bluteten, und der Schweiß rann ihm von der Stirn. Aber er
ſtand wie ein Fels und warf mit muskelſtarken Armen die Ge
ſchoſſe zurück, ſo daß drüben im feindlichen Lager allgemeine Ver-
wirrung entſtand und die Stellung im kühnen Sturmangriff ge-
wonnen werden konnte Dieſer Mordskerl, der mit feindlichen
Granaten jongliert wie mit Gummibällen, entſtammt der Phan-
taſie der Romanſchriftſtellerin Hedwig CourthsMahler. Wie lange
ſoll wohl dieſer gemeingefährliche Unfug noch geduldet werden

Warnung der Schuhmacher vor einem Betrüger. Seit län
gerer Zeit treibt ein Mechaniker unter allen möglichen Namen in
verſchiedenen Städten ſein Unweſen. Er reiſt mit einem Werk-
zeugkaſten von Ort zu Ort und ſucht die Schuhmachermeiſter auf,
die er befragt, ob eine Ausbeſſerung an der Nähmaſchine vorzu-
nehmen ſei. Er führt dieſe gleich fachmänniſch und ſehr geſchickt
für ein geringes Entgelt aus. Schließlich kommt er mit dem An-
gebot heraus, daß er noch einen Poften Eichenlohe-Kernleder, das
das Pfund zu 6.50 M. an der Hand habe. Falls das Leder ge
wünſcht werde, müſſe er umgehend das Geld dafür es ſind dies
gewöhnlich 269 oder 289.25 M. Mark einſenden, damit ein andrer
dieſem Kaufe nicht zuvorkomme. Bei der Lederknappheit erklären
ſich die Schuhmacher meiſtens zur Abnahme des Leders bereit, ſo-
bald es eintreffen ſollte. Der Betrüger begibt ſich dann ſchleunigſt
auf das Poſtamt und gibt einen Wertbrief mit dem angeblichen
Betrag auf. Dabei bezeichnet er den Schuhmachermeiſter, der das
Leder abnehmen will, als Abſender.
ein Stück Zeitungspapier, die Aufſchrift iſt erdacht. Mit der Poſt-
aufgabebeſcheinigung begibt er ſich wieder zurück und erbittet von
dem Meiſter einen Vorſchuß auf das Leder, meiſt in Höhe von
150 Mark., da er ſich durch Abſendung des Geldes auf das Leder
vollſtändig verausgabt habe. Die Poſtaufgabebeſcheinigung hinter
legt er, wenn er das Geld bekommt. Der Täter iſt 35 bis 40 Jahre
alt, mittelgroß, hat blondes Haar, ebenſolchen kurzgeſchnittenen
Schnuxrbart, rundes volles Geſicht, geſunde Gefichtsfarbe und
ſpricht Deutſch und Polniſch. Er geht verſchieden gekleidet und
führt einen kofferartigen gelblichen Holzwerkzeugkaſten bei ſich.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadflhegter. Der Spielplan der Woche bringt folgende Werke:

„Das Dreimäderihaus“, Dienstag „Jphigenie auf Tauris“,
von Sluck, Mittwoch „Jugendfreunde“, Donnerstag „Die Wal-

türe“, Freitag zum erſtenmal „Die Braut von Meſſina“, Sonnabend
Serva rona“, hierauf „Der zerbrochene Krug“. Die nächſte

von d'Alberts „Die toten Augen“ iſt auf Sonntag, den
17. Februar, abends 74 Uhr angeſetzt.
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t Vorträge des Bundes zur E nung und etBellskraft. Am Mittwoch, Fe 82 Uhr, 2 en
Dr. 1 Eichwald über „Die Weltanſchauung der Naturwiſfen-

dieſem Vortrage ſoll die Stellung der Naturwiſſenſchaf

Jm Brief iſt natürlich nur

Aus der Provinz.
Zum Buttermangel.

Der Volkswille in Hannovei ſchreibt u. a.:

Es wird immer noch hinreichend Butter erzeugt, um eine allge
meine Butterverteilung weit über das bisherige Maß hinaus zu er
möglichen wenn man den Mut und den Willen hätte, die Erfaſſung der
geſamten Produktion und ihre gleichmäßige, gerechte Verteilung zu er
zwingen. Mindeſtens ebenſoviel und noch mehr Butter als zur all
gemeinen Verteilung kommt, geht im Schleichhandel in den Verbrauch.
Dieſer beſchränkt ſich zwar auf beſtimmte Kreiſe, denen der Preis der
Schleichhandelsbutter gleichgültig iſt, er hat dort aber einen Umfang,
der ganz ungeheuerlich iſt. In Hotels, ſogenannten „vornehmen“ Speiſe

häuſern und zahlreichen Familien wird geradezu Verſchwendung mit
Butter getrieben. Dort hat man ſich im Buttergenuß während des
Krieges noch nicht die geringſte Beſchränkung auferlegt, trotz der bittern
Not im Volke. Würde man dieſem Treiben einen Riegel vorſchieben,
dann wäre ſchon viel gewonnen. Nicht nur 70 Gramm Butter für die
Perſon könnten regelmäßig ohne jede Schwierigkeit verteilt werden,

ſondern ganz bedeutend mehr.
Warum führt man nicht allgemein die wohlberechneten Vorſchläge

der Kreisfettſtelle Hameln durch, die auf Grund des gegenwärtigen Vieh
ſtandes eine wöchentliche Verteilung von 170 Gramm Butter und 100
Gramm Käſe unbedingt verbürgen, und das ſogar bei einer täglichen
Milchabgabe von 4 Litern Milch von jeder Kuh, während in Wirklich
keit dieſe Milchabgabemöglichkeit leicht auf mindeſtens 6 Liter beſtimmt
werden könnte. Würden die Vorſchläge der Kreisfettſtelle Hameln all
gemein eingeführt, dann würde ohne Zweifel ein halbes Pfund Butt
an jede Perſon wöchentlich verteilt werden können.

Allexdings, man würde viele Leute vor den Kopf ſtoßen. Einmal
die Landwirte, die heute vielzu viel Milch zurückhalten und damit Ver

Der
Vaterlandspartei

und ihrer unwahrhaften
und den Krieg verlängern
den wüſten Agitation

iſt es Pflicht der arbeiten
den Klaſſen, die Reihen
dichter zu ſchließen und
einig zu ſein im Kampfe
für Frieden und Fortſchritt.

Darum

werdet Mitglieder der
Sozialdemokratiſchen Partei!

ſchwendung treiben und den Schleichhandel mit Butter fördern. Wie

ſehr, das kann nur der beurteilen, der Einblicke in die landwirtſchaft
lichen Betriebe tut. Jm benachbarten Anderten z. B. lieferte bisher
ein Landwirt nur höchſtens 1 Pfund die Woche ab. Nach Prüfung der
Verhältniſſe muß er jetzt 10 Pfund abliefern, ohne daß er dabei etwa
zu kurz kommt. Solche Zuſtände ſind keine Ausnahme, ſondern beſtehen
mehr oder weniger Hof für Hof und Gut für Gut. Zum andern würde
man jene ſtädtiſchen Kreiſe vor den Kopf ſtoßen, die heute Butter im
Ueberfluß verzehren. Man beſchönige oder verkleinere das nicht. Es
handelt ſich dabei um ganz erſtaunliche Mengen. Jeder weiß es auch
aus den Kreiſen ſeiner Verwandten und Bekannten. Es wird ja kein
Hehl daraus gemacht.

Man dürfe ſich alſo nicht ſcheuen, nach beiden Richtungen hin zuzu-
greifen, um dem heimlichen Butterverbrauch mit allen Mitteln ein Ende
zu bereiten. Geſchieht das in Verbindung mit den Vorſchlägen der
Kreisfettſtelle Hameln, dann würden wir über heute ungeahnte Butter
mengen für die allgemeine Verteilung verfügen. Was man gegen die

Vorſchläge der Kreisfettſtelle bisher geltend gemacht hat, ſind nur
fadenſcheinige Gründe, um eben das gegenwärtige Syſtem nicht preis
reden an deſſen Erhaltung nur bevorzugter Eigennutz ein Intereſſe
at.
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Der Magdeburger Volksſtimme wurde folgender Brief zugeſtellt:

Geehrter Herr
Fragen hiermit an, ob Sie uns noch könnten ein paar Tauſend

Zigarren ſchicken, das Stück zu 20 Pf. Ferner noch 500 Stück Ziga-
retten. Wir werden Jhnen für jedes Tauſend drei Pfund Butter
liefern, das Pfund zu 3 Mark.

Mit beſtem Gruß

Der Brief ſtammt aus einem kleinen Orte im Kreiſe Jerichow 2
und iſt an einen Geſchäftsmann in Magdeburg gerichtet. Die Mengen,
die fürſorgliche Landfrauen zur Verfügung haben, können nicht gering
ſein, denn 3 Pfund zu je 3 Mark für 1000 Zigarren als Extraver
günſtigung ſind ſchon allerlei. Wer alſo ſeltene Genußmittel und Ge-
brauchsgegenſtände eintauſchen kann, bekommt noch ſolche fette Nah
rungsmittel in reichlichen Portionen, wer aber nur ſeine Arbeitskraft
hat und ſein Gehalt oder ſeinen Lohn, der kann ſich begraben laſſen

Frau

Eröffnung der elektriſchen
r Seite

geſchrieben: Der im Schoße des Verkehrsvereins zu rſeburg
Ende des Jahres 1909 entſtandene Gedanke, im Geiſeltal neben

lichen Intereſſen beſſer h v bot
einigen der wichtigſten der Philoſophie beſprochen unden die Eigenart der Weltanſchauungen in

e Zügen erläutert werden.
rung im, der Wei durch den neuerſtandenenSü W ehe weſentliche Verkehrsvorteile. Die
Bau und Betriebsgenehmigung wurde am 2. April 1912 durch den

nügend entwickelt.

Füh erfolgen kann.

der Allgemeinen Elektrizitäts Geſelll. ierungspräſiW t am ni 1913 auf die neu ne „Merſe
Ueberlandbahnen Aktiengeſellſchaft“ in Merſeburg (A. E. G.

und mendorf überiscontoGeſ.) mit dem Verwaltungsſitz ingen Deſt, eiſaſt hat weihehente Anſehen weſelt
in bezug auf den Bau und Betrieb von Straßen und Kleinbahnen,
insbeſondere für das Geiſelt
kohlenrevier. Den Vorſitz im chtsrat hat Geheimer Kommer
zienrat Dr. Emil Steckner-Halle eingenommen. Landwierige Ar
beiten erforderten die Tracierung, die Verhandlungen mit den
Wegeeigentümern und Gemeinden, vornehmlich aber der Grund
erwerb für die 17,3 Kilometer lange, zu zwei Drittel auf eigenem
Bahnkörper verlaufende Bahnſtrecke. Jm Zuſammenhang mit dem
Bahnunternehmen erfolgte der beſchleunigte Ausbau der Unter
führung der Weißenfelſer Straße unter dem erweiterten Güter-
bahnhof ſüdlich Merſeburg. Größere eiſerne Brückenbauwerke ſind

re en ne n a u über die Staatsrecke Merſeburg n am jetzigen nlager und vorMöckerling über die Ausläufer S R TWiwend ge
worden. Jm Juli 1914 war der Bahnbau nahezu bis auf die

Oberleitung fertig, auch die Trieb- und Anhängewagen waren be-
reits angeliefert, ſo daß die Reye ren für den Herbſt 1914
in Ausſicht ſtand. Durch den Kriegsausbruch, die folgende Kupfer
beſchlagnahme und ſchließliche Enteignung der Kupferbeſtände
mußte die ſchon begonnene Verlegung der Stromzuführungs-
leitungen wieder eingeſtellt werden. Unterdeſſen wurde das Ver-
kehrsbedürfnis ſtetig größer und der Mangel einer öfteren Ver-
bindung zwiſchen den Ortſchaften des Geiſeltales immer fügl-
barer, einerſeits infolge der gewaltigen Entwickl der Groß
induſtrie dortſelbſt, anderſeits durch die Einſchränkung in der
Perſonenzugfolge auf der Staatsbahnſtrecke zugünſten der Maſſen
güterbeförderung, Vorſtellung der kriegswichtigen Werke, be
ſonders aber auch der ſeit Anbeginn ununterbrochenenen För-
derung durch Regierungspräſidenten v. Gersdorff wurden ſchließ
u in Anbetracht der Wichtigkeit der elektriſchen Bahnverbindung
in kriegs- und volks wirtſchaftlicher Hinſicht im Juni 1917 die aller
nötigſten Rohſtoffe ſeitens der freigegeben. Nach
Ueberwindung außerordentlicher Fabrikations- und Einbau-
ſchwierigkeiten konnten die Bahnanlagen Ende Januar 1918 fertig-
geſtellt werden. Die landespolizeiliche Prüfung und Abnahme fand
am 1. Februar 1918 ſtatt. Es iſt nunmehr am 5. Februar nach
langjährigen Erſchwerniſſen und Hemmungen doch noch in Kriegs
t die Jnbetriebnahme des wichtigen Verkehrsmittels möglich ge-
worden.

Weißenfels. Die Abgabe getragener Kleidungs
ſt ücke wird von behördlicher Seite abermals durch folgenden Appell
gewünſcht: Trotz aller Ermahnungen läßt die Abgabe getragener Klei
dung immer noch zu wünſchen übrig. Das iſt um ſo bedauerlicher, als
die abgetragene Kleidung vor allem für die mindebermittelte Bevölke
rung, in erſter Linie für entlaſſene Krieger, zur Wiederverarbeitung
kommen ſoll. Bei den hohen Preiſen ſind viele gar nicht in der Lage,
neue Kleidungsſtücke zu erwerben, dabei beſitzen viele Perſonen,
ſonders ſolche auf dem Land, alte Bekleidungsgegenſtände, für die ſie
gar keine Verwendung mehr haben. Aus reiner Bequemlichkeit aber
ſcheuen ſie davor zurück, den Weg nach der Altkleiderſtelle anzutreten
und laſſen die Sachen lieber nutzlos in den Schränken hängen. Das
Gemeinſamkeitsgefühl iſt bei dieſen Volksgenoſſen leider noch nicht ge

Selbſt angeſichts der Opfer, die von unſeren Brü-
dern an der Front täglich und ſtündlich gebracht werden, fühlen ſie nicht
die geringſte Veranlaſſung, auch ihrerſeits ein wenig beizutragen, das
Vaterland in ſeinem wirtſchaftlichen Kampf hinter der Front zu unter
ſtützen. Die Streckung unſergx Vorräte an Web, Wirk-, Strick- und
Schuhwaren, die durch die Abgabe getragener Kleidung weſentlich ge
fördert wird, iſt, wie ſchon oftmals geſchildert, eine der wichtigſten
Kriegsaufgaben der Bevölkerung im Jnlande. Durch die Beſtimmungen
der Reichsbekleidungsſtelle ſind die Preiſe, die für abgegebene Alt
kleider gezahlt werden, ſo weſentlich erhöht worden, daß jedermann ohne
Schaden ſeine entbehrlichen Altſachen abliefern kann. Ein beſonderes
Opfer bedeutet alſo die Abgabe nicht, zumal dabei Erleichterungen für
die Erlangung eines Bezugsſcheines vorgeſehen ſind. Gegen Vor-
legung der Abgabebeſcheinigung kann der Ablieferer von der zuſtän
digen Bezugsſcheinausfertigungsſtelle einen Bezugsſchein auf ein dem
abgelieferten entſprechendes hochwertiges Bekleidungsſtück erhalten, ohne
daß er, was ohne die Abgabebeſcheinigung erforderlich ſein würde, die
Notwendigkeit der Anſchaffung nachweiſen muß. Ein jeder ſollte unter
ſeinen Beſtänden Muſterung halten und alles, was er nicht notwendig
braucht, der Allgemeinheit zugänglich machen. Wenn jedermann im
großen und im kleinen in jeder Hinſicht ſeine Pflicht tut, iſt unſer
wirtſchaftliches Durchhalten gewährleiſtet.

Zeitz. Längere Offenhaltung der Geſchäfte. Vom
15. Februar einſchließlich an dürfen die Läden bis 552 Uhr, und vom
1. März an bis 6 Uhr geöffnet bleiben.

Naumburg. Neuregelung der RNilchverſorgung.
Nach einer vom Magiſtrat erlaſſenen Verordnung iſt hier die Her
ſtellung von Butter in landwirtſchaftlichen Betxieben verboten. Sämt-
liche im Stadtkreiſe gewonnene Milch darf nur an Milchhändler oder
auf Milchmarken an die Verſorgungsberechtigten des Stadtkreiſes abge
geben werden. Der Milchwirtſchaftsbeſitzer iſt jedoch berechtigt, von der
in ſeinem Betrieb täglich gewonnenen Milch ſeinen eigenen Bedarf zu
decken (für den Kopf des Haushalts täglich ein Viertel Liter, für 1 Kalb
täglich 6 Liter). Sämtliche Milchwirtſchaftsbeſitzer erhalten als Speiſe
fettſelbſtverſorger Speiſefettmarken über wöchentlich 100 Gramm Butter
für jeden ihrer Wirtſchaftsangehörigen. Die Kuhhalter ſind verpflichtet,

jede weſentliche Aenderung in ihrem Milchviehbeſtande und Stallbe
triebe binnen 3 Tagen der Verwaltungsabteilung des Lebensmittelamis
(Rathaus, Zimmer 5) ſchriftlich oder mündlich in den Vormittagsſtunden

von 11 bis 1 Uhr anzuzeigen. denBitterfeld. Jugendliche Nichtsnußtze. Vor einigerder jugendliche Arbeiter Karl Z. aus Holzweißig ſeinen Eitern durch

Auſbrechen eines Behälters 500 M. geſtohlen. In Begleitung der
jugendlichen Arbeiter Friedrich E. und ilhelm St. von hier machte er
eine Vergnügungsreiſe nach dem Harz, wobei das geſtohlene Geld bis
auf einen geringen Betrag zur Neige ging. Am Ende wurde er feſt

Da er nun jetzt behauptele, von E. und St. um einen
größeren Teil des geſtohlenen Geldes beraubt worden zu ſein, ſo wur
den dieſe ebenfalls feſtgenommen und dem Amtsgericht abgeliefert.

h wWiedergeholl. Von einer Arbeiterin war ange
zeigt worden, daß ihr, während ſie ſich auf Arbeit befun
ihrer Wohnung aus einem verſchloſſen geweſenen Reiſekorb Klei
dungsſtücke im Werte von etwa 300 Mark geſtohlen worden eien und
daß als Täterin nur die Mittelſtraße 8 wohnende Arbeit
heinrich in Frage kommen könne. Bei einer ſofort vorgenommenen
Durchſuchung der Wohnung dieſer Arbeiterin wurden auch die Sachen
gefunden, bis auf einen Mantel und verſchiedene Kleinigkeiten. Die
Diebin hatte ſich inzwiſchen davongemacht.

An unſere auswärtigen und Poſt-
Abonnenten.

Beſchwerden über unpünktliches Zuſtellen der Volks
ſtimme ſowohl als auch über n einzelner r
plare an der überwieſenen Anzahl ſind ſtets bei dem
Poſtamt des betreffenden Ortes anzumelden.

Beſchwerden beim Verlag verzögern nur die Rege
lung der Angelegenheit, die nur auf poſtaliſchem Wege

Der Verlag der Volksſtimme.
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